
Dıie staatsrechtlichen Grundlagen des Kampfes der
evangelischen Schlesier ıhre Religionsfreiheit

eıl V1

Der Friedensvertrag Z Osnabyrück

Sıeben Jahre vergangen, bis 1inNlan sıch nde 1641 über die Präliminarien
eines Friedenskongresses hatte einigen können, auf dem ZUT Vermeidung VO

Rangstreitigkeiten Schweden in Osnabrück, Frankreich 1n unster verhandeln
sollte Es dauerte dann noch fast vier Jahre, b1s der Kongreß zusammentra'
Vertreter chwedens Johann Uxenstjerna, der alteste Sohn des Reıchs-
kanzlers, und Salvius. Als Kompensatıon sollte Schweden neben anderen (Ge-
bieten uch ungefähr das schlesische Gebiet fordern, W d> damals besetzt
hielt un: durch Gatrnisonen gesichert hatte In Schlesien sollte uch Kurbranden-
burg für das entschädigt werden, w 245 1in Pommern verlieren sollte

Die schwedische Vorlage forderte ine allgemeine, unbeschränkte Amnestie und
Restitution nach dem Stand VO  - 1618 für sämtliche Stände und Untertanen des
deutschen Reıches, wobel die Krone Böhmen namentlich angeführt
uch sollten die Reformierten in den Friedensschluß einbezogen werden. Ile
politischen un kirchlichen Streitigkeiten 1mM Reich sollten gänzlich geschlichtet
un: beendet werden. W iährend 1n politischen Dingen die französische Vorlage
mit der schwedischen übereinstimmte, wurtden kirchliche Fragen VON dem eifri-
HCN Katholiken D’Avaux Vvorerst nıcht berührt. Jetzt WAar aber beim Kaiser
und bei den deutschen Ständen, aktiv werden. War der Kaıser der Zr
lassung der Reichsstände abgeneigt, gab doch endlich nach, da nach dem
Friedensschluß Schwedens mMit Dänemark 13 August 1645 und dem W af-
fenstillstand mit Kursachsen pf1 für ıh die Gefahr estand daß
Schweden den Krieg mıit uINnso größerer Energie führen würde So erging

August 1645 sämtliche Reichsstände 1Ne kaiserliche Einladung, und der
VOon den protestantischen Ständen vorgebrachte Plan, daß die auf die drei
Reichskollegien verteilten Stände beiden Orten gleichzeitig teilnehmen soll
ten. wurde ebenfalls nach hartnäckigem Wiıiderstand der kaiserlichen Partei, die
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hier VO:  3 den Franzosen ermutigt wurde, aANSCHOMMIMECN, Damıt wr der lan
des Kaisers, allein der mMit den Kurfürsten das Reıich auf dem Kongreß
vertreten und die Friedensbedingungen bestimmen, verhindert. W/ährend
die größeren Reichsstände selbständig auftraten, ildeten die kleinetren wel
große Gruppen, die kaiserlich-katholische 1n unster und die schwedisch-pro-
testantısche 1n Osnabrück, WOZU spater noch ine französisch-ligistische, ine
spanisch-vatikanısche und andere kamen

Um Pommern estand bei den Protestanten Uneinigkeit. Nur die wenigsten
gonnten Schweden, und der brandenburgische Kurfürst befahl, auf reinen
Teil Pommerns verzıchten, da Pommern als Verbindung zwıschen Ostpreu
Ben und Brandenburg wichtig w 24  m Auch drohte Brandenburg mMit einem und-
N1s mit dem Kaiser, Polen und Daianemark. Aber uch die schwedischen Ge
sandten wurden VO  3 ihrer Regierung instrulert, auf keinen Fall auf Pommern

verzichten, während S1e andere Forderungen, darunter Schlesien, fallen las
SC{IN konnten. Dieses wuüuürde als Äquivalent für Brandenburg dienen können
Der wichtigste Gegenspieler der Schweden, der kaiserliche Wortführer Graf
Maximilian VO:  - Trautmannsdorff, wAar Konvertit, ber trotzdem uldsam
gleich Jugendfreun: und besonderer Vertrauter Ferdinands I1 und Ratgeber
Ferdinands I1l W stimmte nıcht mit der VO  . der Kaıiserin Marıa und
deren Beichtvater geförderten mächtigen spanısch-jesuitischen Parte1i Hofe
überein, der ZU. TLOLZ Ferdinand 11L ıhn uch ZuU Präsidenten des Geheimen
Rates ernannte. Als ertfahrener Diplomat wohlwollend und ohne religiöses XOr
urteil, WAar die gee1ignete Persönlichkeit, ZU| Abschluß des Friedenskongresses
beizutragen. Führer der unversöhnlichen Parte1 unter den Katholiken WAarfr Franz
W ılhelm Graf VO]  - Wartenberg, Bischof VO:  3 Osnabrück, Miınden und Verden,
der den eifrigsten Vertretern der katholischen Reaktion gehörte und die oll-
ziehung des Restitutionsediktes geleitet hatte Der brandenburgische Prıin-
zipalgesandte Graf Johann VO  3 Sayn-Wıttgenstein wr schon Mitglied des Con:
silium Formatum SCWESCH, galt als kluger Diplomat und als ehemaliger schwe-
discher Oberst zweiler VO!]  - ihm angeworbener Regimenter als größte militärische
Autorität des Kongresses. Das Direktorium unter den Evangelischen führte
nıcht Kursachsen, das E seiner Gegnerschaft den Reformierten ine
Außenseiterrolle spielte, sondern erst der magdeburgische und seit eptember
1647 der sachsen-altenburgische Gesandte. Auch Polen hatte Bevollmächtigte
entsandt. Außer England, Dänemark, Rußland und der Türkei samt-
liche bedeutenden europäaıschen Staaten vertreten
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Absıcht und Auftrag Trautmannsdorffs WAafr, die Stände versöhnen und das
Reich die Fremden ein1ıgen, diese einem billigen Frieden
zwıingen. Fur den Fall, daß die Stände nıcht geeinigt werden konnten, wollte
die Protestanten mit Schweden möglichst zufriedenstellen un Frankreich als
den gefährlichsten egner isolieren. Das letzte wollten uch die Spamer. Frank-
reich hatte sich ohnedies in den amp NUur eingemischt, sıch vergrößern,
und in der Konfessionspolitik spielte Doppelspiel, da als katholische
Macht die Katholiken, Au politischen Rücksichten aber die Protestanten unter-
tutzen mußte, weshalb sıch das Mißtrauen beider Parteien u  26 Nur Bay-
ern hielt Frankreich fest, die Protestanten den Kurfürstenhut
rtetten

11 Dezember 1645 en die Protestanten, Januar 646 die Katho-
liken ihre Religionsbeschwerden VO:  s Die ersten forderten Aufhebung des ge1st-
Lichen Vorbehalts, erble1i der nach Abschluß des Passauer Vertrages eingeZO-
NCN geistlichen Guter als dauernder Besıtz, das Jahr 1618 als Normaljahr,
Religionsfreiheit für protestantische Untertanen 1n katholischen Staaten. Ferner
beanspruchten sie das Vetorecht be1 Hen Religionssachen auf den Reichstagen
un:! Parıtät bei allen Reichsdeputationen und Reıichsgerichten. Die Katholiken
wollten die geistlichen (Gsuter nıcht für länger als 40—60 Jahre zugestehen und
das Normaljahr nıcht weıter als His 1627 zurückverlegen, bestärkt VO!] a
lichen Nuntius und den Jesuiten

Große Schwierigkeiten bereitete 1n Osnabrück der unkt „Schlesien“. Viele
Reıichsstände hätten nıcht ungern gesehen, wenn das and als En  ädigung

chweden gefallen ware. Eine andere diskutierte Möglichkeit WAar die, WE

Kurbrandenburg schon auf Pommern verzichten mußte, S1C| dann Schle-
sien ScChadlos halten könne, daß 7wischen dem kaiserlichen Vertreter Graf
VO!  3 Lamberg und dem brandenburgischen Gesandten raf Sayn-Wıttgenstein
fast darüber Tätlichkeiten gekommen ware. Schlesien WAar ben ein edles
Kleinod des Kaisers, oder, wIe Trautmannsdorff nannte, der kaiserliche Aug
apfe („pupilla oculi Caesare1“), auf das nıcht verzichten konnte un! wollte
ebensowenig wIe Brandenburg auf Pommern. TITrautmannsdorff WAar gene1gt,
Schweden Vorpommern überlassen und Brandenburg dafür mıit TOSsen und
Jägerndorf entschädigen, WO die Meınung ver_trat. daß das letzte VO

Kaiser nıcht konfisziert, sondern ihm miıt Rechtsgrund heimgefallen sel. Die
Schweden wiederum spielten Schlesien Aaus un! verlangten, daß, wenn schon
dem Kaıser zuliebe darauf verzichte, dann gZanz Pommern haben mMusse
Die schwedische Regierung hatte sich auf den Erwerb ganz Pommerns fest-
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gelegt, daß s1e ıh als Forderung auf dem Kongreß vorbrachte, woruüber Bran-
denburg in größte Besturzung gerlet. Trautmannsdorff£f deutete den Schweden
schließlich A daß der Kaiser zustimmen würde, wWenn I114:  - HU: nıcht Schle-
sıen ruüuhren wuürde. Der kaiserliche Gesandte stimmte der Überlassung V orpom:-

Schweden uU1I1NSo lieber 7E als annahm, daß SONS die Schweden
Schlesien beanspruchen wurden. Als der Kurfürst sah, daß in der OIMMINECLN -
schen Frage allzu viel ıh. stand, verstand sıch Abtretung Vor
POMMEINS D1S ZUuUfrF: Peene, verlangte aber als Ersatz die Stifter Halberstadt Mın-
den, Hıldesheim, Osnabrück, Bremen und unster und die schlesischen Fürsten-
tumer Glogau, Sagan, Schweidnitz und Jauer, die Anwartschaft auf das Stift
Magdeburg un! die Jülichschen Länder

uch um das Königreich Böhmen und se1ne einverleibten Lande ging ein zähes
Rıngen, und unter deutlichem Bezug auf die böhmische Unruhe plädierten die
evangelischen Stände dafür, daß da ZU0 Römischen Reıich gehöte, auch
dem Landfrieden und anderen Verfassungsbestimmungen des Reiches unterwor-
fen se1n musse. Man könne au Böhmen einen 11 Kre1is schaffen, und Unruhen,
die 1N einem Kreıis entstünden, mußten VO  3 den anderen teisen sofort beseitigt
werden, ohne daß dagegen kaiserliche oder geistliche Eingriffe zulässig sejen.
Hinsichtlich des Schutzes der evangelischen Religion vertrauten S1e weıterhıin auf
die schwedische Unterstuützung. Schwierigkeiten hatten die böhmischen Exulan-
ten 1in Sachsen, die 1Ne Abordnung nach Osnabrück entsenden wollten, jedoch
vergeblich auf den dazu ertforderlichen kaiserlichen Geleitbrief 10)

Eın wichtiges Anlıegen des schwedischen Oberbefehlshabers Torstenson W ar die
Verlängerung des schwedisch-sächsischen W affenstillstands, der sich für die
schwedische Kriegsführung sehr gunstig ausgewitkt hätte. unı übte diesem
Zweck auf den wankelmütigen Kurfürsten militärischen Druck au>s daß ia  e

siıch schließlich einigte, 1n der Stadt Eilenburg Zus ammen2ukornrnen,
Februar auf dem Rathause die Verhandlungen begannen. Kaiserliche, VO

sächsischen Geheimen Rat unterstutzte Bemühungen, die Zusammenkünfte
vereiteln, schlugen fehl, da die Söhne des Kurfürsten un! andere einfilußreiche
Persönlichkeiten für den Frieden eintraten. Die Schweden wollten keinen ihrer
Bundesgenossen ausgeschlossen wIissen, da alle mit deutschen Fürsten abge
schlossenen Bündnisse auf die Erhaltung des allgemeinen Religions- und Profan-
friedens und der darauf gegründeten deutschen Freiheit gingen. Die Schweden
erklärten nachdrücklich, daß ihnen NUur mıit einem dauerhaften Stillstand gedient
se1i un! daß der Friede Z evangelischen Besten sehr geförde. werden würde,
wenn der Kurfürst als neutral sıch mMit anderen evangelischen Ständen 111-
mentfun und gemeinsam mıiıt den schwedischen Bevollmächtigten überlegen
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würde, WwIe Osnabrück die „widerwärtigen Anläufe und Praktiken“ der
evangelischen Sache besten gedient werden könne. Am Osterdienstag, dem
41 Maärz 1646, konnte der W affenstillstand schließlich abgeschlossen werden,
und WAar b1S ZuUr Beendigung der allgemeinen Friedensverhandlungen in Osna-
brück und unster oder bis Abschluß eines allgemeinen W affenstill-
stands 11)

Ungeachtet der Friedensverhandlungen hatte die Kriegführung ıhren Fortgang
S  > zumal jede Seıite hoffte, durch ine glüc  G  e Wendung des Krieges
uch die Verhandlungen ıhren (Gsunsten beeinflussen können. Nachdem
Torstenson Dänemark ZU. Frieden ZEZWUNSECN hatte, erschienen seine Reiter
1644 wiederum 1N Schlesien. Im Frühjahr 1645 hatte der Kaiser seinen (‚ene-
rtalen befohlen, 1nNe Schlacht DCN, un! da gerade der bayrische Feld
marschall Graf Hatzfeld ZuU kaiserlichen Heer gestoßen WAafr, kam

Marz 1645 Z Schlacht bei Jankau, 1in der Torstenson seinen Gegner vernich-
tend schlug Am 15 Marz überschritten die Schweden bei der Verfolgung der
Kaiserlichen die österreichische Grenze, während Olmütz nach w1e VOLr VOo  3 den
Schweden als Stützpunkt gehalten wurde. ® Iglau und Znaım marschierte
Torstenson die Donau. Der Vormartsch der Schweden wurde durch die
Sympathien begünstigt, die die protestantischen Stiände und Einwohner Oster-
reichs ihnen entgegenbrachten, und diese sandten o die Schweden einen
Boten mit der Mitteilung, w1Ie die Einnahme Wilens besten bewerkstelli
werden könne 12) Inzwischen ZOg Ferdinand ber 1Ne eue große Kriegsmacht
n  .9 WOZU ıhm der Papst und die italienischen Fursten mıiıt eld und
Kriegsvolk behilflich Erzherzog Leopold elm der wieder den Ober
befehl iübernommen hatte, sammelte die Truppen 1n Böhmen, Von S1e nach
Schlesien drangen und die Schweden VO Norden abschnitten, während Torsten-
{0)  3 unter hohen Verlusten vergeblich die wichtige Festung Brunn belagerte in
der VO:|  3 akoczy vorgespiegelten Hoffnung, dessen Heer werde sıch mit den
Schweden vereinigen. Im September 1645 eilte Generalleutnant A Königsmarck
Torstenson Au der Oberlausitz Hilfe, Olmütz mıiıt Mannschaft und
Provıant und ZOg nach der Eroberung der Schlösser Frankenstein, Fürstenstein
und Lähnhaus nach Niederschlesien. Am Dezember vereinigte sich Torsten-
SOM mit Königsmarck bei Greifenberg, Von sie wiederum in Böhmen ein-
fiıelen 18)

Im Dezember 1645 hatten die Gichtbeschwerden Torstensons ZUSECNOMMECN,
daß oft nıcht einmal 1n der Sänfte werden konnte, wodurch uch
die Kriegsführung ehinder wurde Er mulßte siıch daher einer gründlichen
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Kufr in Leipzig entschließen un überließ DIS Zuf ndgültigen Übernahme des
Oberbefehls durch den VÖO!  3 iıhm vorgeschlagenen Generalfeldzeugmeister Karl
Gustav Wrangel das Kommando dem bewährten un bei Offizieren und Mann-
schaften angesehenen General Arvid Wittenberg 14) Auf W unsch der Königin,
die auf den genialen Feldherrn nıcht schnell verzichten wollte, behielt ber
noch das berkommando. den Truppen noch mit seinem ate dienen
können 15)

Das Jahr 1646 sah die Fortsetzung des Kampfes 1N Schlesien zwıschen W ıtten-
berg und Montecuculi. Im Februar geriet der schwedische Kommandant VOIL

Schloß Fürstenstein, der mıiıt dem größten eıl der Besatzung ine kaiserliche
Abteilung überfallen wollte, selbst in einen Hinterhalt und fiel, worauf die Ka1-
serlıchen sıich des Schlosses bemächtigten, während siıch Schloß Frankenstein
hielt, weil Oberst Reichwald rechtzeitig ZU) Ersatz erschıien. Am PIL er-
teichte Wittenberg Naumburg ober un! martschierte Glogau vorbei
nach W artenberg, das nahm, mußte sich ber VOL dem überlegenen onte-
cuculj, der bei Kloster Leubus ine Brücke schlug und 1in Parchwitz se1in Haupt-
quartier nahm, auf Glogau zurückziehen, während die schwedischen Besatzun-
DCNMN VO  m Glatz un Frankenstein den Kaiserlichen durch Streifzüge viel Schaden
zufügten. Am Juni begann Montecuculi die Belagerung VO  3 Schloß Franken-
ste1in, mulßte aber Von den Verteidigern starke Verluste hinnehmen. Ist als der
Kommandant, Kapıtän Krengel, sich persönlich überzeugt hatte, daß unter dem
Schloß Mınen ZUr. Sprengung bereit n  ‚9 verstand sıch Juli A
ehrenvollen Abzug. Es beweist die Ritterlichkeit der damaligen Kriegsführung,
daß dem Kommandanten eıit- und W agenpferde und E1n mit eigenen Sa
hen beladener Wagen willigt un! seine Besatzung mit kaiserlichem Geleit
nach Glogau gebrac| wurde. Nur die Offiziere und Soldaten, die vorher schon
auf kaiserlicher Seite gedient hatten, mußten wieder zurück unter kaiserlichen
Dienst, nıcht etwa als Deserteure 16) Der mehrfach umkämpfte Fürstenstein,
ebenso WwI1Ie Schloß Frankenstein un Lähnhaus hörten nach ihrer Zerstörung
durch die Kaiıserlichen damals auf, Festungen se1In. Herbst 1646 überließen
s1e das and Wiıttenberg, der VO  - Ohlau aus das and beherrschte.

Der Landeshauptstadt WAar bisher gelungen, die Schrecken des Krieges VO  3
sıch fernzuhalten. Seit dem Prager Frieden hatte sıch die Stadt mehr und mehr
den W ünschen der Kaiserlichen untergeordnet. W ohl begannen 1646 die Schwe-
den, VON ihren Stützpunkten Oels und W asserburg eltsch aus iıhr und den auf
dem Elbing postierten Kaiserlichen Ungelegenheiten bereiten, bis pri
1647 die Breslauer deren Gunsten militärisch eingriffen, ein Zeichen für den
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politischen und militärischen Druck, unter dem der Rat der Stadt stand 17)
Wrangel drückte dem Rat Juli aruüuber sein Befremden mit dem Hın
weIls, daß I1l das VO:|  = einer evangelischen Gemeinde uUuLL1LSO weniger erwartet

habe, als die Schweden be1i den laufenden Friedensverhandlungen siıch ihrer
Interessen nıcht weniger als der anderer evangelischer Stäiände und Städte aAaUSC-
OININECIN un s1e mMit ihren Waffen unterstutzt hatten. Durch ein 1n Zanz Schle-
sien verbreitetes Patent verhängte Wrangel gleichzeitig über Breslau ine lok:
kade, un! August beschossen schwedische Reıter [0724 die Stadt VO

Schweidnitzer Anger A MIt Geschützen, bis s1e, f mit kaiserlicher Billi-
SuNs, mit Wiıttenberg einen Vertrag schloß, der dem General 1n den Vorstädten
einen gewI1ssen Handel und für die 1n Breslau hineinkommenden und heraus-
gehenden W aren ine Abgabe zugestand. IBERN letzte Kriegsereigni1s 1n Schlesien
WAar Juli 1648 die Zurückeroberung VO  3 Jauer durch die kaiserliche Be-
satzung VO  3 Liegnitz, die die Stadt für die heftige Verteidigung durch die Schwe-
den bußen ließ, indem CTE Ecken angezündet und das Löschen verboten
wurde 18)

Im Maı 1646 erhielt Torstenson endlich seine mehrfach erbetene Entlassung.
Fünf Jahre lang hatte der bei Freund und Feind beruhmte Marschall gewaltige
Kriegstaten verrichtet und die evangelische Sache truhmvoll verteidigt, trotzdem
der VO  3 Gicht Gepeinigte schon jahrelang seinen Truppen 1Ur auf einer Santfte
folgen konnte. Er starb 1651 1n Schweden seinem Leiden, mit höchsten Ehren
ausgezeichnet, 1M Alter VO:  - Jahren 19) Die Aprıil 1647 VO  — der
schwedischen Regierung seinen Nachfolger Wrangel übermuittelte Instruk-
tion stellt in einer Übersicht des Krieges u. fest, daß der Gedanke Gustav
Adolfs, die absolute Gewalt des Haıuses Osterreich 1n Deutschland brechen,
weıterhiın gelte, mit der Hauptrichtung den Kaıser und seine tDlande
Auch nach des Königs z habe 119  - sıch bemüht, den Krieg VO!]  - den
deutschen evangelischen Ständen fernzuhalten, ıh 1n das and des Feindes
tragen und in den kaiserlichen Erbländern operieren. Bei einem Eıinfall 1in
Böhmen habe INa  ® Mähren und Österreich VOLr sich, Schlesien seitwärts, und als
Rückendeckung beständen namentlich 1n Schlesien starke Besatzungen, w1€e 1n
Glogau un: Oels 1n Mähren iın Olmütz, Iglau und Neustadt. Um verhin-
dern, daß siıch eın feindliches Heer 7zwischen die schwedische Armee und die
Küuste werfe, se1 1n Schlesien das VO.  ” Torstenson aufgestellte Heer unter 1E
tenberg sehr wichtig 20)
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Hatten die Schlesier auf ITunN! ihrer Erfahrungen die militärisch-politische Zu
sammenarbeit mit den protestantischen Mächten aufgeben mussen, hatten S1ie
doch nıcht die offnung auf ine Besserung ihrer Lage fallen gelassen. Um 1U  3

ıhr Schicksal noch Zu Besseren wenden können, ließen die Erbfürstentüumer
1646 den 1n Osnabrück versammelten Protestanten ine umfangreiche Denk-
schrift zugehen. In iıhr wehren S1e sich dagegen, daß s1e siıch während des INans-
feldischen Einfalls sowohl w1Ie ZULr eit der sächsıschen, schwedischen und TAan-
denburgischen Besatzung der kaiserlichen und königlichen MajJestät ergrif-
fen hätten un sıch adurch des Dresdener Akkords und aller Privilegien VeEI-

lustig gemacht hätten. Auch weisen s$1e die Behauptung zurück, daß die me1isten
Stäidte 1n den Erbfürstentümern Zanz freiwillig und ohne Zwang Zur katholi-
schen Religion übergetreten seien und daher der Kailser uU1L1SO mehr Grund und
Berechtigung gehabt habe, die Erbfürstentüumer VO: Akkord ausdrücklich aAausS-
zuschließen. S1e hoffen, daß sıch die Kurfürsten und Fürsten adurch nıcht
iırtren und VO:!  3 dem Schutz der Erbfürstentumer abspenstig machen lassen. Die
Erbfürstentüumer haben den Einmarsch der Manstfelder nıcht verhindern können.
Es kann nıcht bewıiesen werden, daß ein Furstentum als Ganzes mıit den Geg-
nern des alsers zusammengearbeitet hat (Gesetzt den Fall, daß einige Privat-
leute sıch Kaılser vergriffen haben, kann 1098028  3 4Iur die Gesamtheit un die
jenigen, dıie in der TIreue zu Landesherrn verharrt haben, entgelten lassen?
Die Verbrecher, die gestanden haben der überführt wurden, sind bestrafen
„Daß die Feinde der evangelischen Religion soOweIıit gebracht haben, daß nıcht
1Ur diese Öffentlich verfolgt wird, sondern auch die freie, althergebrachte el1i-
gionsübung den anzen Fürstentumern, Herrschaften und den darın befindlichen
vielen ausend unschuldigen Einwohnern in den Fürstentümern Oppeln, Ratibor,
Troppau, Jägerndorf, Pleß, Freystadt, Oderberg, Beuthen, Neisse un! Grottkau

wurde; daß die Geistlichen und Lehrer verbannt, die Kirchen me1ist
miıt römisch-katholischen Priestern besetzt oder soweılt gesperrtt wurden, daß 1n
den Füurstentumern Oppeln und Ratibor die der Augsburgischen Konftession
getanen Angehörıigen des Herren- und Rıtterstandes keine Kırchen mehr aben,

S1C ihren Gottesdienst pflegen könnten, Ja S1e ÜE auf Grund öffentlıch
publizierter Patente ihre Kinder aus den evangelischen Schulen und VO  - ihren
Privatlehrern wegnehmen und bei 1000 Dukaten Strafe in die katholischen
Schulen geben mussen: überdies nıcht den ÖOrten denen ihre Vorfahren
seıit undenklichen Zeıten ihr christliches Begräbnis gehabt haben, ihre Toten be
tatten dürfen, w1e denn viele Personen freiherrlichen und uralten adligen Ge
schlechts auf dem und anderen Orten begraben werden mussen, das
ist Ja (Gott 1M Hımmel klagen.
Und W as haben die Erbfürstentümer in Niederschlesien miıt dem mansfeldischen
Wesen tun ehabt? Nıchts! Trotzdem hat INan die begonnene eligions-
verfolgung 1n den Fürstentumern Glogau, Schweidnitz, Jauer, Münsterberg
mıt bewaffneter Macht durch das Liechtensteinsche Regiment, das allgemein die



Seligmacher genannt wurde mMIt ganz unerhörten abscheulichen Verfahren nıcht
allein aNngESPONNECN sondern 1St damit SOWEIL durchgedrungen daß alle Städte
selbiger Furstentumer WIC Schweidnitz Jauer Reichenbach und Stäiände auf
katholisch teformiert un: die Leute ZuUur olung der Beichtzettel und An
nahme selbiger Religion teils durch große Marter Qual un Peinigung, teils
durch Furcht Angst und Schrecken teils uch aus Unverstand un! Unwissen-
heit CEZWUNSEN und gebrac) wurden Ja 1St dabeij nıcht geblieben, sondern

hat diese Peithananki militarıs 21) (wıe S1IC des Domkapitels Glogau da
maliger Sekretär genannt und daß Gott be1 solcher Reformation ben dies

wOoM1: VOLr Zeıten Themistokles die Bewohner VOo  3 Andros bedroht
dem gesagt habe Er komme begleitet Von WEe1I (‚Ottern nämlich Gute un!
Gewalt) SOWEeIT vorgeherrscht, daß viele Städte unter den Sıiegeln des Rates und
der Gemeinde WIC uch der Zechen un! Zünfte die I1a  - ber ZuU. eıl blanco
unter dem Vorgeben als ob l tWwAas anderem gebraucht werden sollten
aufdruckte und dasjenige Tünfte Zechen und Gemeinden nıiıcht SC-
willigt, hinter iıhrem Rücken schrieb everse geben mußten daß S1C den
tömisch katholischen Glauben un! Religion ohne Zwang, freiwillig und wohl
edacht AD SCNOTINOAN haben und überdies noch Statuten herausgaben
nach hinfort auf W4 Zeıiten keinem das Bürgerrecht und Zuniftrecht verliehen
werden sollte der nıcht vorher katholisch geworden wWAare In anderen Städten
ber dergleichen nıcht VOL sıch E1INS, wurden trotzdem diejenigen die sıch
nıcht Zur katholischen Religion verstehen wollten nıcht allein ihrer hrenämter

sondern ihnen wurden uch die Einkünfte VO:  - Grund und Boden ab
geschnitten und verboten Ob dies U:  — 1iNe freiwillige uNgeZWUNSCHNE Annahme
und C1iM freier W ille WAar wiırd jedem Leidenschaftslosen dem zumal die Ge
schichte solcher unseligen Seligmachung ekannt 1St beurteilen anheimge-
stellt Darauf gab viele traurıge Fälle daß die Leute denen auf
nannte Art everse abgelistet wurden iıhren Fehler erkannt dagegen protestiert
und Hoffnung un uhe die Hılfe der (G‚OÖtter haben Als diese
ihnen durch die vereinıgte protestantische Armee gekommen SC1M schien
haben SIE ihre vertriebenen Geistlichen und Lehrer un:! das Wort der W ıahrheit
mit Freuden aufgenommen und iıhre Religionsübung eingeführt. $ als nach
dem Prager Frieden die evangelische Armee Adu>S dem Lande ZOD, begannen die
VOLILSEN Drangsale noch eftiger denn 1i

Sollte Nu. die Erbfürstentümer weıter angeführt werden daß vielleicht
ben damals SIC siıch der un Majestät versündigt haben alldieweil
nıcht verneınen daß viele VO  - iıhnen der kursächsischen schwedischen und
kurbrandenburgischen Armee Kontributionen geleistet S1IC verpfiegt und aller.
lei Vorschub geleistet haben, 1St doch darauf arl leicht antworten daß

nıcht den Krätften der Erbfürstentümer stand großen Macht

21) Militärischer ‚wang unter der Verkleidung der Überredung



der auch die kaiserliche ÄArmee nıcht gleichwertig WAaTr, sondern die weıichen
SCZWUNSCN wurde, W iderstand eisten. Darauf geschah freilich etli
hen ÖOrten, daß die VOIL den kaiserlichen Soldaten Zanz verlassenen, er Hilfe
und allen Schutzes entblößten Leute der evangelischen Armee kontribuierten
und nıcht umhbhin konnten, LIWwAas Kriegsvolk 1n dem einen oder anderen Ort
aufzunehmen. Das geschah aber ohne Nachteil un! Verleumdung der der
schuldigen Ehrerbietung, und el sind denn uch die VO. Prager Rezeß AdUuS-

SCHNOIMNMENC: Erbfürstentümer allezeit ständig geblieben. Sj1e haben wider Ehre,
TIreue, Pflicht und Aufrichtigkeit wissentlich nıchts unternommen, siıch keiner
gefährlichen Pliäne und Anschlüsse teilhaftig gemacht, sondern haben LU Vvon
Freund und Feind alles Ungemach, Plünderung, Brand und Ruıin erlitten, haben
sıch eın Dassıv verhalten und die mannıgfachen Ungewitter und Sturme über
sıch ergehen lassen.

Daß ber trotzdem der Ausschluß der Erbfürstentümer nıcht allein beim Prager
Frieden erfolgte, sondern daß INa  3 uch noch weiıter darauf beharren will, ist
ben das, wofür s1ie Hılfe un! Rat der Hochl Kurfürsten und Stiände des Heil
Röm Reıiches mıit heißen Iränen und Seufzern herbeisehnen und wünschen,
weıl ıhnen gerade dieser eıit 1nNne andere Möglichkeit benommen ist. insbe-
sondere die, frei teden und och mehr die, sıch eklagen. Selbige haben
uU1I1lSOo mehr Ursache, die hiılfreiche Hand bieten, als ıhnen 1n benanntem Pra-
ger Rezeß selbst das Zeugnis egeben wird, daß Ss1e nıcht als Gesamtheit
1.Kı gesündi haben weshalb s1ie mıiıt umso mehr Wehmut und Schmerz
erfüllt, daß s1e 1in ine weıit argere Lage wurden als diejenigen, VO.  -
welchen sıch I und ZU. höchsten eleidi gefunden, die s1e pardoniert
und bei ihren alten Privilegien und bei der Religionsübung der Augsburger Kon-
tession belassen gnädigst versprochen hat, und e  en dem klaren uch-
staben des Majestätsbriefes und Akkords VOIM der Religionsfreiheit auSSCE-
schlossen sein sollen.

Gesetzt, ber doch nıcht eingeräumt, daß die Erbfürstentümer durch die der
evangelischen Armee geleistete Kontribution unı anderen Vorschub in etwaAas g.
sündigt haben sollen, wAare doch nıcht sowohl ine eigene, sondern uch
VO  3 anderen gangene Sünde, sowohl auf Seiten des Bıstums w1e uch anderer
katholischer Orte die nıcht weniger genannten Kriegsvölkern Kontributionen
geleistet haben, ja 19724 der Verpflegung halber sıch genötigt sahen, sich mıiıt
ıhnen 1n gewisse VO:  } der fürstl.bischöfl. Regierung selbst besiegelte und unter-
schriebene Kapıtulationen einzulassen, und doch wurde ihnen dies nıcht als
Schuld angerechnet, die inNne Strafe, geschweige denn ine Entziehung der Privi-
Jegien verdient hätte

W omiut haben denn die Erbfürstentümer die hohe und allerschwerste Strafe,
die nıcht t{w2 den Leib der eın zeıitlich Gut, sondern vornehmlich der Seelen
Heiıl etr1i den Entzug ihrer freien Religionsübung verdient?“



Daß die Schlesier bei dem unvermuteten, S ıhren Willen geschehenen Eın
fall der evangelischen Armee nıcht AaUuS reilung und bösem Vorsatz, sondern
mit u  m Bedacht und unter Beibehaltung der Devotion vertah-
Icn seıen, AaIiIur wird och das Antwortschreiben der Fursten un: Stände auf
das Arnımsche Begehren den Beıtrıtt der Schlesier ZU evangelischen und
NIS angeführt:
Da der 1M Dresdener Akkord versprochenen freien Religionsübung
55 ’offenbar, daß die Stände 1n ıhrem Gewissen und ihrer christlichen Religion
ufs höchste bedrängt wurden, indem vielen Orten die freie Ausübung der
evangelischen Religion gänzlich abgeschaf{{ft, die Leute mit außerster Gewalt ZUF

katholischen Religion CZWUNSCN und das I Land, etliche wenıge Stiände
dUSSCHNOININCIL, rekatholisiert wurde, V  . der Beeinträchtigung der Landesprivi-
legien 2Z2AaNZ Z schweigen, haben Fürsten und Stände sich dahin geeinigt un:!
beschlossen, daß der angebotene, VO  . 1K 1M Akkord ge  1  e Schutz der
evangelischen Armee nıcht auszuschlagen, sondern mit besonderem Dank NZU-
nehmen sel, und daß solches mit u  m Gewissen un ohne Verletzung der
Pflichten, durch die das Land und seine Stände der kaiserlichen Majestät als
Könıg in Böhmen verbunden, za wohl bestehen könne). Daraus erhellt Z

Genüge, da die Not s1e getrieben hat, den angebotenen Schutz anzunehmen,
und WAar VO:!  . denjenigen, welchen VO  - ein solcher Schutz zugelassen und
bestätigt worden W 2.  — Daher 1st nıcht einzusehen, daß eshalb das and eıner
Rebellion habe beschuldigt werden können.“

Noch mehr sollte VO  r der Unschuld der Fürsten und Stäiände das Schreiben
ZCULECN, welches diese nach dem Prager Frieden General Armın abgehen
ließen, und das lautet:

Denn da weiß Ew Exzellenz Sattsam, WwW1e dieses unschuldige and ungC-
achtet der Religions- und Profanfreiheiten seiner Stände, dem klaren Wortlaut
des Majestätsbriefes, dem Akkord und den Privilegien zuwıder mıit teilweise
unerhörten Druckmitteln unı Tätlichkeiten ufs zußerste bedrängt und betrubt
worden, doch weder universaliter noch particulariter Ihr Gnaden un! der Kur-
fürstl. Durchlaucht Schutz noch die Errettung angefleht noch sıch den
die 1mM Reıch und SONS VOrgegaNgENEN evangelischen Bündnissen und Ver-
bindungen beteiligt hat Sondern WIr und andere Stände hätten (obwohl in
TAausSamen Verfolgungen) das VO  3 ott verhängte un zugedachte Kreuz

ertragen, und W 4S VO!  - Ihr. Gnaden, der Kurfürstl.Durchlaucht oder bei
1K nıcht haben SCWESCH ware, das haben sS1e dem treuen Gott in christ-
licher Geduld und Hoffnung auf Besserung anbefehlen und anheimstellen MUus-
SCH, WwWenNnNn An mit der kursächsischen Armee 1M Bündnıis mit den
schwedischen und brandenburgischen Truppen hne vorhergehendes Ersuchen
und hne Ankündigung nıcht hereingekommen und uns mıiıt klaren unmıßver-

&1



ständlichen W orten, Schreiben, Versprechen und Tatsachen Ihren und den kur:
fürstliıchen Schutz angeboten und sıch dieserhalb auf den kurf Dresdener
kord erufen un u11l verstehen gegeben hätte, daß Ihre Kurf. Durchlaucht
ben darum, weıl die Stände und das 1601a Land zuförderst 1n der seligmachen-
den Religion un dem darauf aufgerichteten OF vielfach gestört und be-
eidigt worden selen, sıch schließlich ihrer Verpflichtungen erinnert hätte und

uLNsSCITEIN und des Landes T'rost, Hilfe und Rettung genötigt worden waAare.“
(Es folgt ein Zıtat AdauUu5 dem Schreiben ladislaws VO  - Polen.)

Der Kommentator 1n „Lehmannus“ bemerkt 1U  — weiıiter‘: „ Wenn 1U 41015 allen
angeführten, sowohl der Fursten und Stände 1N Schlesien eigenen W orten als
der Kgl Majestät 1n Polen Zeugni1s gründlich und 1mM Überfluß ersehen, daß
I1a  — mit iıhnen wider ihre Janggesonnene und stattlıch privilegierte (GJewI1s-
sensfreiheit n verfahren, daß s1e | aber] 1N ıhren Drangsalen keine fremde
Hılfe noch Rettung gesucht und olglic keine fremde AÄArmee weder 1NSs and
gerufen noch wider als ihren Herrn sıch verbündet, sondern "sich ] NUur

2us höchstdringender Not in der Kurf.Durchl Sachsen angebotenen Schutz
auf vielfältige Forderungen un! Vorstellungen ;ge! hätten, wıider

die 5OS. Seligmacher (Geistlichkeit un: Soldaten) Schutz haben Damlıit
haben s1ie W asSs 1n oft genanntem Akkord bedungen, versprochen und VO  3
der selbst zugelassen un völlig bestätigt worden. Da Ina  3 über dem
allen iıhre Verantwortung nıcht habe anhören wollen, sondern die gegebene Ge:
legenheit hne rechtmäßigen Grund habe ergreıfen wollen, s1i1e um ihr Bekennt-
N1Is bringen, sollte dann wohl gesagt werden können, daß die ober- und teil-
we1lise uch die nıederschlesischen Furstentumer ıhren Majestätsbrief und Akkord
verwirkt haben oder S1e iıhnen durch den Prager Nebenrezeß de Jure abgespro-
hen werden können? Ich meıine abermal: Neın! Denn ohne un! CI-
wliesenes Verbrechen hat ihnen solch herrlich wohlerworbenes Kleinod, w1e
die Religionsfreiheit ist, nıcht g  IMN werden können. So haben sS1Ee diesem
uch nıcht zugestimmt, sondern ih als ine gleichsam zwıschen Dritten be
schlossene Sache betrachtet, die 'ıhren Rechtsanspruch | nıcht präjudizieren
konnte. Hıngegen haben S1e ıhre sehr wichtigen Einwendungen vorgebracht,
durch ıhnen ıhr Rechtsanspruch und die Forderung auf freie Religionsübung
uch nach dem Prager Frieden und Nebenrezeß unverletzt blieb“ 22)

Be1i einer Zusammenkunft zwıschen Johann UOxenstjerna und den kaıiserlichen
Vertretern Trautmannsdorff, Lamberg und Crane kam die ede uch auf Schle-
sıen, das Oxenstjerna mehrfach als schwedische Entschädigung beansprucht
hatte WOBCHCNH die Kaiserlichen ständig betont hatten, daß 1es für den Kaiser
und das Haus Österreich unmöglich se1 Schließlich erklärte der Schwede, daß,
wenn Je seine Königın dem Kaliser zuliebe iıhre Ansprüche auf Schlesien fallen

Lehmannus 1020—1023
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ließe, s1e durch einige Stifter, namentliıch Minden un! Osnabrück, und einige
bei Bremen und Verden gelegene Amter des Stiftes unster wurden ersetzt
werden mussen. Die kaiserlichen Gesandten erfreut vernehmen, daß
Schweden auf Schlesien doch nıcht beharrlich bestand, und eıilten sıch, dies
als schwedischen Verzicht verbreiten 23)

eıtere Meinungsverschiedenheiten bestanden hinsıchtlıch des term1inus qUO,
der für die allgemeine Amnestie gelten sollte. W äiährend die Katholiken darauf
bestanden, CI der weltlıchen Guter das Jahr 1630 wählen  'g vertraten die
Evangelischen die Meıinung, daß ein dauerhafter Friede NUur be1 der ahl des
Jahres 1618 erreicht werden könne, und daß all das, w as seit dieser eit VOlL-

sel, 1n Vergessenheıit fallen und alle Personen der allgemeinen Am
nestie mıit Ehre, Hab und Gut genießen mußten. Be1i den beweglichen und den
zerstörten unbeweglichen Gutern könne 1114  e praktisch VO:  - nıemand Entschädi-
ZuNns verlangen. Die sonstigen unbeweglichen (‚uter ebenso w1e Urkunden un:
Archıve mußten jedoch unentgeltlıch wieder zurückgegeben werden. ZanzZ gleich,
auf welche Art s1e erlangt selen.

Den politischen Status des KöÖönigreichs Böhmen wollten die Evangelischen nıcht
andern, verlangten aber, daß das Herzogtum Jägerndorf kraft allgemeiner
nestie dem Hause Brandenburg restituiert werde. Auch V O!  - den evangelischen
Reichsständen wurde Iso dieser kurbrandenburgische Anspruch anerkannt. Hın-
sichtlich des geistlichen Status begehrte INa eim Majestätsbriefe 1as-
SCMH Dieser seli ja nıcht allein den Häuptern des Aufstandes VO!]  - 1618 erteilt
worden, sondern uch den anderen Ständen und zumal den Untertanen, un
viele Häupter 1n Böhmen, Mähren und Schlesien, besonders ber die Untertanen
als Ganzes, seien Aufstand nicht beteiligt SCWESCH,

Am hartnäckigsten etzten sich die Schweden füur iıhre deutschen Glaubensgenos-
SC  3 ein Von dem Normaljahr 1618 wollten s1e nıcht abgehen, wobei S1e immer
wieder die Majestätsbriefe anführten. Ihre Königıin könne nıcht zulassen, daß
die Gewissen hartem Joch und Zwang unterworfen wüurden. Man wolle dem
Kaliser keine (esetze vorschreıben, sondern begehre Nur, die Erbuntertanen bei
iıhren rechtmäßig erworbenen Rechten und Freiheiten belassen. Die Kaiser-
ichen bestanden ber fest auf ihrer Meınung, daß das Recht, die geistlichen An
gelegenheiten reformieren, mit den landesherrlichen Rechten verbunden sel,
und daß sS1e keinesfalls mehr als das Beneficıum emigrandi, die Erlaubnis, aus

dem Lande gehen, die evtl noch auf bis Jahre ausgesetzt werden könne,
zugestehen könnten 24)

23) emnitz Buch D  6 96

24) eMmnNITZ Buch C 91, 100—103, Lehmannus 031
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In Osnabrück verhärteten sıch die Verhandlungen. 25 Januar 1646 ließ
TIrautmannsdorff die Gesandten der protestantischen Fürsten sıch kommen
und erklärte ihnen, daß der Katliser weder durch Gewalt noch durch einige Vor-
teile dazu bewogen werden könne, den böhmischen Landen die freie, öffentliche
Religionsübung zuzugestehen. S1e se1 die Ursache alles Übels das Deutschland
beinahe aufgefressen habe Ihretwegen habe der pfälzische Kurfürst die böhmiı
SC| Krone AUZCHNOININECN, und daraus SCe1 alles folgende Unheil entstanden. Die
Gesandten entgegneten, daß S$1Ee ıhr GewIissen sehr beschweren würden, WECNnNn s1e
die Sache gänzlıch hintansetzen wuüurden. uch hinsıchtlich des Prager Friedens
standen sıch die Meinungen gegenüber. ährend die Katholiken ıne Auslegung
wünschten, die 1N vielen Punkten weıt schärfer WAar als der Vertragstext, oll
ten die Evangelischen mit Rücksicht darauf, daß sovıel Elend 1n Deutschland
erzeugt un ine Ursache der Kriegsverlängerung BEWESECN WAaTfL, ıh aufgehoben
w1ssen und Jlehnten ıh: als Verhandlungsbasis ab, da bedeutet hätte. ine
Krankheit mıit einer viel schwereren kurieren wollen. Der Religionsfriede
sollte ein unbedingter und dauernder se1ln, während der katholische Vorschlag
praktisch auf UIne Befristung hinauslief. Eıne innere Beruhigung und die Her
stellung eines festen Vertrauens zwıschen beiden Religionsverwandten se1i nıcht

erreichen, WENN I1a  - 1n den Friedensvertrag Samen der Zwietracht hinein-
bringe 25)

Die Z Aprıl 1646 übergebene kaiserliche Antwort stellte den böhmischen
Krieg als ein Partikularwerk hin, das abgeschlossen se1l Der Prager Friedens-
schluß se1i VO  - den meıisten Kurfürsten und Ständen ANSECENOMMEN, auf dem
Regensburger Reichstage sanktioniert un! durch ine Amnestie geschlichtet WOI-
den Die derzeitige Unruhe beruhe NUr auf dem gegenwaärtigen schwedischen
und auswärtige Krıiege, der ISLTE 1630 ausgebrochen sel, und sel alles
Völkerrecht, 1M Friedensschluß uch einen Zeitabschnitt VOTL seinem Ausbruch
vertraglich berücksichtigen wollen. Die schwedischen Gesandten hätten selbst
für die ersten Feindseligkeiten VOLT ıhrem Kriegseintritt das Jahr 1628 ANSCHC-
ben, un dieses se1i uch 1n dem veröffentlichten schwedischen Manifest enNt-
halten. Auch König Gustav Adaolf habe selbst bekannt, daß während des
deutschen Krieges mit Kalser und Reıch immer in unverletzter Freundschaft g -ebt und gute Neutralıtät gehalten habe, und habe weder vorher ach nachher

erkennen gegeben, daß sıch rechtmäßig beleidigt gefühlt ha  ® Auch WwUur-
den die Vertreter des Kanzlers Uxenstjerna, die mit dem Kurfürsten VO  . Sach-
sCcCH verhandelt hatten, sich wohl erinnern, daß 19908  - bereits damals auf dem
Terminus des Jahres 1618 bestehen wollte, jedoc auftf die Einwendungen, daß
dies dem Recht und aller Billigkeit zuwiıider sel, sıch nıcht Nur mıit dem Jahre
1630 einverstanden erklärt, sondern 1n Art 11 &5 zugestimmt habe, daß uch
diejenigen Reıichsstände, die den Prager Frieden nıcht ANSCNOMMEN hatten, 1in

25) ehmannus 031 emnitz Buch



die Amnestie eingeschlossen und den anderen gleichgestellt sein sollten. In der
Amnestie sSe1 alles enthalten, W 4> mıit dem schwedischen Krieg zusammenhänge.
Die pfälzische Sache habe damit nıchts Cun, und S1Ee se1i 1N dem Manıfest
(Gustav Adolfs uch nıcht unter den Gründen für seinen Kriegseintritt Aa DC-
führt

uch Böhmen mit den anderen kaiserlichen Erblanden und der Stadt Eger
fiıelen nfolge kaiserlichen Hoheitsrechts nıcht unter die Amnestie und mulßten
ihrer Obrigkeıit folgen. Sie gehörten uch nıcht diesem Krıege und seien miıt
Schweden durch keinerlei Beziehungen verbunden BEWESECN, Sle hätten die Be
stätigung ihrer Privilegien un: Majestätsbriefe durch Ferdinand Il nıcht AUNHC-
OMMEN, sondern in ihrer Rebellion beharrt und S$1e dadurch nach Völkerrecht
verwirkt. Als auf dem Reichstag Regensburg der Kaiser seine Erblande VO
der Amnestie ausnehmen ließ, habe Inan VO  3 Reıichs E dabei bewenden
lassen. 1627 habe das Kurfürstenkollegium Mühlhausen alles, W d b1S dahin
verhandelt worden sel, ratıfiziert. Es wuüuürde der Autorität des alserts und Knr
fürstenkollegiums abträglich sein und Verwirrung, Verbitterung und Unruhe
1m Reich stiften, wollte INa  3 alles, W 45 Von Kaıser Ferdinand I1 un! den Kur
ursten rechtmäßıig anerkannt, beschlossen und Zur Ausführung gebracht wurde,
über den Haufen wertfen, zumal siıch dann jeder der Amnestie wurde bedienen
können, wider Recht un Vernunft alles umzustoßen. Eıine derart weiıit-
gehende Amnestie se1l nıcht allein gen der damıit verbundenen Ungerechtig-
keiten unmöglich, sondern uch we1il viele Fursten und Stäiände sıch nıcht VO

Land und Leuten und ihrten Würden vertreiben ließen. Es mMusse 1Iso hinsıcht-
liıch der kaiserlichen Erblande billigerweise bei der bereits verkündeten Amnestie
mit iıhren Vorbehalten un:! Klauseln bleiben, wodurch allen Schwierigkeiten und
allem Zunder für Kriege begegnet würde. Eıne Änderung wurde LU Mißtrauen
saen, da INan dann einsehen würde, daß INnNan sıch auf keinen Reichsschluß Ver-
lassen un ihn ja nach zeitbedingter Zweckmäßigkeit umstoßen könne 26)

W as die schwedische Forderung betreffe, 2AaNZz Schlesten, Pommern, W ısmar
unı die Stifter Bremen und Verden als Reichslehen empfangen, stimme
INa  3 kaiserlicherseits der auf Vorpommern, Bremen un: Verden miıt dem
Vorbehalt, daß Vorpommern nach Lehnsfälligkeit unverzüglich Branden-
burg abgetreten werde, und Brandenburg sollte mıiıtbelehnt werden und Tıtel
und appen dieser Lande behalten. Alle 1n Deutschland, Böhmen, Mähren,
Schlesien und Österreich VO  3 Schweden besetzten, ihnen nıcht zugestandenen
Städte, Festungen, Schlösser und Stifter sollten nach Friedensschluß wieder
rückgegeben werden. Brandenburg wurde als Ersatz für V orpommern das Stift
Halberstadt zugebilligt. In Streitigkeiten, die 1mM Römischen Reich oder den kal
serlichen Erblanden entstünden, solle sich Schweden nıcht einmischen dürfen.

emnNnNIıTtZ Buch 111—113
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Dıie Schweden hielten für notwendig, den Vertragsentwurf den evangelischen
Reichsständen mitzuteilen. Diese hatten manche Bedenken außern. So m1iß-
billigten sie, daß alles auf den Regensburger Reichsschluß und den Prager
Frieden abgestellt WAafr, die S1e beide nıcht anerkannt hatten. Ferner hielten S1Ee
für die Erlangung eines dauerhaften Friedens 1nNe unbeschränkte, auf das Jahr
1618 bezogene Amnestie und die Kassıerung der Prager Friedensbestimmungen
für notwendig,. Die Pfalz se1 vollständig zurückzugeben unter W iederabschaf-
fung der katholischen Religionsübung, desgleichen das Herzogtum Jägerndorf

Kurbrandenburg 27)

Am Maı 1646 hielt Trautmannsdorf£f bei den Schweden W affenstillstand
A da INa ja in den metisten Punkten des Vertragswerks ein1g sE1 und Nur noch
die Religionsbeschwerden der Reichsstände miteinander begleichen seien,
wotin die Schweden zuversichtlich se1in könnten. Diese jedoch mißtrauten,
wolle den Franzosen vielleicht damıt „einen Floh 1Ns Ohr setzen“ und das
iıhnen bereits eingepflanzte Mißtrauen vergrößern, unı ließen ihm durch den
Legationssekretär Bärenklau mitteılen, daß INa  - weder 1in Reichs- och in
schwedischen Sachen einem befriedigenden Ergebnis gekommen un der kal
serliche Entwurf noch ein unvollkommenes Projekt se1i und Schweden daher sıch
noch freie Hand vorbehalten mMusse. uch habe 1112  - bisher noch keinerlei W af-
fenstillstandsverhandlungen geführt, W 4s die Voraussetzung für die Einstellung
der Feindseligkeiten sel.

Auch mıit Frankreich die Verhandlungen sehr zähe, und der wichtigste
Streitpunkt WAar Breisach, das die Kaiserlichen keinesfalls bewilligen wollten, da

gleichsam ein Schlüssel zu. Deutschen Reich se1 mit dessen Hilfe Frankreich
jederzeit Deutschland überfallen könne. 1E stellten uch den Reichsständen VOTr,
daß Frankreich ein unruhiges Volk sel, und s1e hätten sıch ausgerechnet, daß

miıt Spanien innerhalb L20 Jahren 25mal Frieden geschlossen, ber keinen
davon gehalten habe, trotzdem s1ie mıit uflegen der Hände auf das hLl Sakra
ment beschworen worden seien. Die Kaiserlichen wollten aber, da sıch Frank
rteich durch Breisach „bedro. fühlte, zugestehen, daß die Festung rasıert WE -
de Dıie Franzosen blieben jedoch hart. und nachdem uch Bayern die Überlas
SUuNg der Festung Frankreich anrıet, bequemten sıch die Kaiserlichen

Maı 1646 dazu, stellten dafür ber ine Reihe VO:  - Bedingungen auf, die s1e€,
1n einer weitläufigen Schrift zusammengefaßt, Frankreich überreichten. Die
Hauptbestimmungen davon sind solche, die den Evangelischen un den Schwe
den Zu Nachteil gereichten. Die Kaiserlichen wollten sich 1Iso für das, W 245

s1e Frankreich zugestanden, den Protestanten und Schweden schadlos hal
ten Dazu zahlte die Amnestie des Regensburger Reıichstages, die Abtretung der
Oberpfalz Bayern, in Sachen des Ausgleichs der Religionsbeschwerden die

27) a.a.Q0 116/7, 119,



Bestätigung der kaiserlichen Forderungen, die Beschränkung der schwedischen,
hessischen und brandenburgischen Gebietsansprüche. Sundgau, Ober un Unter-
elsaß und Breisach sollten ber bei Aussterben des Hauses Bourbon wieder
das Haus Osterreich zurückfallen. Frankreich jedoc wollte diese Gebiete für
ewige Zeiten besitzen. UDen Pfalzgrafen gestanden S1e die Unterpfalz mMit freier
Religionsübung für die Katholiken Miıt der Beschränkung der schwedischen
Gebietsansprüche W al s1e einverstanden 28)

Diese französische Antwort erfolgte hne Vorwissen der Schweden und anderen
Bundesgenossen, die nıcht einmal ine Abschrift erhielten, daß Rosenhahn,
der schwedische Resident in Müuünster, TSTE auf Umwegen davon Kenntnis nahm  ‚
wodurch sıch die Schweden mıit Recht beschwert fühlten, da s1e erkannten, daß
Frankreich seine Verbündetenpflichten verletzt un heimlich seine eigenen Inter-

auf Kosten seiner Verbündeten verfolgt hatte &$ uch Irautmanns-
ofr verzweifelte fast glücklichen Ausgang des Werkes. Er reiste nach
Osnabrück, sıch mıit den dortigen Vertragsgegnern 1in Verbindung setzen,
Zzuerst mit Brandenburg, das Zur Überlassung ganz Pommerns Schweden
überreden wollte. Die brandenburgischen Gesandten siıch nıcht eIN1e.
W ährend EFrh VO  5 Loeben damit einvetrstanden wWAar und als Entschädigung die
Füurstentumer Glogau und Sagan vorschlug, hıelt Wıttgenstein Pommern
fest. Schließlich erklärte siıch der Kurfürst ber bereit, Vorpommern Schweden

lassen.

Am Maı 1646 wurden die Vertreter der evangelischen Stände be1 den Schwe
den vorstellig, ihre endgültigen Ansıchten erfahren, und die Schweden
benutzten dies, sich ihrer für die Durchsetzung ihrer Forderung auf 2anz
Pommern bedienen und deren Gedanken erfahren. Einige wollten, daß
Brandenburg sıch mıiıt einem eıl Pommerns begnügen solle 29) Hessen-Kassel
wollte iıhm für den Fall, daß ganz Pommern abtreten solle, die Fürstentumer
Crossen, Jägerndorf, Glogau und Sagan und die Stifter Magdeburg und Halber.
stadt zubilligen 30)

Nachdem 1n der Pommerschen Frage (Gunsten der Schweden ine Einıgung
erzielt WAafr, widmete sıch der Kongreß den inneren deutschen Streitfragen. Der
erste protestantische Vorschlag W AAar als übertrieben VO:  3 TIrautmannsdorff Zaf:
nıcht beantwortet worden. tst als dieser abzureisen drohte, gaben die Prote-
tanten nach und verstanden sich Beratungen. Trautmannsdorffs offnung,
die Schweden wuürden nach Erfüllung iıhrer W unsche weniger Eıifer für die Ppro
testantısche Sache zeigen, Lrog.

28) a.a.©

19) a.a.0 31—134

30) a.a.0© 138—140.



Große Schwierigkeiten bestanden och pCnN der katiserlichen tblande, da die
Kaiserlichen die Wiederherstellung 1n den vorıgen Stand ablehnten mit der Be-
gründung, daß der Kaiser lieber alles über den Haufen werfen als sıch (‚esetze
vorschreiben lassen wolle, und Trautmannsdorff gab den Gesandten der V an-

gelischen Reichsstände energisch vetstehen, daß der Kaiser sıch weder durch
Gewalt noch durch Vermittlung dazu bereitfinden wurde. Die öffentlıche V an-

gelische Religionsübung habe das N Reich in diesen Krieg gesturzt, WOLALUS

alles olgende Unheil entstanden se1 Im anzen Königreich Böhmen seien kaum
noch 100 Personen evangelisch, und uch in den anderen Erblanden, außer 1n
dem Herrenstand in Unter-Österreıch, selien NUur noch sehr wenige vorhanden.
Wegen der Exulanten allein se1i 1Ne Restitution mMiıt Ruücksicht auf die Gefahr
der Unruhestiftung nıcht rechtfertigen (25 Die evangelischen Reichs-
stände entgegneten hierauf, ginge ihr Gewissen, wenn Ss1€e sıch nıcht
ihrer Religionsgenossen 1n den Erblanden annehmen und beim Kaıser VO Recht
ihrer Vermittlung keinen Gebrauch machen würden. Dıie Schweden etrzten den
Kaiserlichen den terminus qUO des Jahres 16185 auf den S1e Ja noch
nıcht verzichtet hatten und worunter die tblande zZu größten eıil fielen un
die Majestätsbriefe, die S1e als noch immer gültig erachteten. Die Könıigin könne
ihre Religionsverwandten nıcht unter Druck und Gewissenszwang belassen. 0185

dern diese mußten nıcht weniger als die anderen 1n den vorıgen Stand versetzt
und ihnen kraft obiger Privilegien und Majestätsbriefe die Freiheit VO GewI1s-
SCI2 und Religionsübung gestattet werden. Man begehre VO. Hause Österreich
keine Gesetze, sondern Nur, daß die Einwohner be1 iıhren teuer erworbe-
nmen und wohlhergebrachten Privilegien und der Religions- und Gewissensfrei-
heit belassen werden. Dies se1i aller evangelischen Stände Meinung. Doch die
Kaiserlichen blieben bei ihren Forderungen, NUur daß s1e sıch schließlich zZzu einer
Verlängerung der Auswanderungsfrist auf der re bereitfanden. Im
übrigen mußten S16 dem Kaiser se1in Territorialrecht vorbehalten Wegen der
geistlichen Guter bewilligten S1C der angebotenen Jahre endlich 100 Jahre
VO Friedensschluß a innerhalb welcher alle den katholischen Ständen uste-
henden Aktionen aufgeschoben sein sollten, W 4a5 praktisch ine Aufhebung be
deuten wurde.

Zu den schwierigsten Gegenständen gehörte der „PunNCctus autonomi1a4e”, die
Frage der Religionsfreiheit der Untertanen, deren Obrigkeit einem anderen Be-
kenntnis angehörte. Als die protestantische Forderung, dort, S1e nıcht das
Recht der öffentlichen Religionsübung hatten, wenigstens privaten Gottesdienst
abhalten dürfen un nıcht Zur Auswanderung CZWUNgBLEN werden, ab
gelehnt worden Warfr, beschränkten S1Ee sıch dahin, daß diejenigen, welche bin
nen einem halben Jahr sıch als Protestanten oder Katholiken erklärten, einer
solchen privaten Religionsübung teilhaftig werden sollten. Der Kaiser WAar ber
entschlossen, ELE unbedeutende Zugeständnisse machen, da und seine Rat-
geber eiIn Wiederaufleben des Protestantismus befürchteten. Salvius, der eın



Anhänger weitgehender Religionsfreiheit Waf, kritisierte vor den Kaiserlichen
die Anwendung des Territorialprinzips auf die Religion 1n dem konfessionell
gemischten Deutschen Reıich ufs schärfste: „Man tue die Evangelischen arger
als en Türken und Heiden traktieren. Diesen gebe I1  - Unterschlupf, jene
Jage I11d:  - ZuU. Lande hinaus. Das Jus teformandı tatiıone territori1 SC 1 1ne
gottlose Tyranneı und christlicher Gewissenstreiheit zuwider.“ Und ein anderes
Mal „ES se1i ein gottloses Gesetz lex impla), daß das Glaubensbekenntnis der
Untertanen VO!] Recht der Herrschergewalt stimmt werde. Es musse wieder
aufgehoben werden“ 31)
Am Juni 1646 schalteten siıch IU uch die Sachsen ein, obgleic Ss1e VO

Kurfürsten dazu nıcht instrulert N  ‚9 und machten ihrerseits in geistlichen
Sachen ine Reıihe VO:  3 Vorschlägen. Fur Böhmen, Mähren und Österreich Ver-

langten S1e freie Religionsübung und traten namentlich für die Stadt FEger als
ine freie Reichsstadt ein Noch mehr und härter etzten S1e sich für die schle
sischen Stände und die Stadt Breslau CHT  s nıcht allein SCn des Majestäts-
briefs, sondern zumal ACH des AaUS5 kaiserlicher Autorität gegebenen kurfürst-
lichen W ortes. Das Auswanderungsrecht musse den Evangelischen freigegeben
werden 32) Dıie sächsische Intervention blieb auf Trautmannsdorff nıiıcht hne
Eindruck, un: milderte in einem Schreiben die sachsıische Vertretung seine
Forderungen, indem für die kaiserlichen Lande zugestand, in Schlesien die
Fürsten und Stände, AauSSCHNOIMNMEN die Erbfürstentümer, bei ihrer Religion
belassen. Die Evangelischen hielten das VOIL den Sachsen Erreichte 1M anNnzen
für annehmbar, glaubten aber, die sächsıische Vermittlung 1in Sachen der eli
gionsangelegenheiten nıcht annehmen können, da S1e diese bereits Schweden
angetragen hatten, billigten ihnen ber 1nNe Assistentenrolle Die katholi-
schen Stände stimmten mit der Haltung Trautmannsdorffs hinsıchtlich der kal
serlichen 1TDlande überein, da sıch der Kaiser weder 1in politischen noch geist-
lichen Sachen eLtwAaSs vorschreiben lassen könne. Auch suchten S1e Frankreich auf
iıhre Seite zıehen, da S1e sıch VON dessen Beistand einen Gewıinn für iıhre
Sache versprachen. Der Kaiser hıingegen wWAar ine Einmischung sowohl
chwedens als uch Frankreichs. Eıine französische Eınmischung ginge CJun-
sten des französıischen und auf Kosten des kaiserlichen Einflusses 1N Deutsch-
and Auch daß INn  3 kaiserlicherseits jetzt entschlossen WAafr, Frankreich das
Elsaß und den Sundgau überlassen, hatte einen Grund darin, wI1e Fauts
mannsdorff den schwedischen Gesandten erklärte, die Franzosen, mıiıt denen Ss1e
ohnedies schaffen hatten, VO  . den Reichskonsilien auszuschließen. Auf
Grund der unter denEvangelischen herrschenden Uneinigkeit die Katho-
liken gew1ß, daß, wenn s1e NUr hıer und da kleine Zugeständnisse machen wur-
den, siıch jene ohl allmählich damıt zufrieden geben wuürden 33)
31) Odchner 200—204. 21
32) emnitz Buch 5 141, 142
33) a.a.Q 146, 149, 150



Am April 1647 versuchte Trautmannsdorff wieder einmal, die Protestanten
Z1IE Nachgeben veranlassen, die aber, unterstutzt VO!]  m den Schweden, in der
Hauptsache den alten Forderungen festhielten, worauf ach unster ab
reiste, nachdem seinen Kollegen die Weiterführung der Verhandlungen über-
lassen hatte Immer och WAar die AÄAutonomie 1in den kaiserlichen Erblanden ein
Hauptstreitpunkt, weshalb die Verhandlungen nıicht weiterkamen. Die Katho
liıken wurden eifrig unterstutzt VO. Franzosen D’Avaux, der S1e ZuUurF Stand
haftıgkeit, die Protestanten ZUr Nachgiebigkeit aufforderte und den Schweden
drohte. Auch CWaANnN auf die schwedische Königin solchen Einfluß, daß
diese die Gesandten aufforderte, den Abschluß beschleunigen, hetzte den
Kurfürsten VO  - Bayern geheimen Rüstungen Schweden auf un setizte
be1i Mazarın ufCc daß der Oberkommandierende ufrenne 1M Mai1i 1647 den
Befehl erhielt, sich Au Deutschland zurückzuziehen. uch die Hilfsgelder für
Schweden hielt INa  3 unter allerlei Vorwänden zurück. Doch sich 1M
Frühjahr 1647 die schwedischen Legaten bewußt, daß die politische Lage Schwe
dens 1m Reiche gunstiger denn Je WAaTfT.  9 daß S1e jetzt begannen, die schwedi-
schen Ansprüche revidieren, und der venetianische Gesandte Contarın1i be:
richtete, daß, WwWenn der Friede nıcht bald geschlossen werde, der Kaiser Gefahr
aufe, Erbländer und Krone verlieren. Die Schweden deuteten 228 die
Möglichkeit d}  ‚9 daß 1M Reich abwechselnd eın evangelischer und katholischer
Kaiser regieren könne, und Contarin1i hielt Rettung des Katholizismus 1M
Reıiche für notwendig, daß Frankreich den Katholiken Hılfe komme, da
SOonNns die katholische Religion 1mM Reiche untergehen Musse. Der bayrısche Kur-
fürst wurde VO  - dem Kaiser und den katholischen Ständen einem starken Druck
ausgesetzt 34)
Es scheinen schließlich die ständigen Vorwürte der Königin den bei ihr
unbeliebten Axel Oxenstjerna SCWESCNH se1in, die in der Autonomiefrage
(ausgenommen die Erblande) dem Ausgleich näher kommen ließen. Am Mai
1647 kam 1119  - 1n Osnabrück überein, daß alle Untertanen, die Anfang 1624 die
freie Religionsübung hatten, s1e uch weıterhıin genießen sollten. Die
jenigen, die jener eit nıcht 1mM Besıitz der freien Religionsübung SCWESCH IL
sollten nıcht Zur Auswanderung CZWUNLCN, sondern mit Geduld ertragen WEeTl-
den („patienter tolerentur“), WEn S1e sıch stil] verhalten und keinen Anlaß
Unruhen geben wuüurden. Nur auf diejenigen, welche nach Bekanntmachung des
Friedens einer anderen Religion überträten, sollte das Jus teformandi voll-
ständig Zur Anwendung gelangen. Sie sollten, jedoch IST nach einer Frist VO:  -

einıgen Jahren, verbannt werden können 35)
Da den evangelischen Gesandtschaften sehr daran lag, den ursprünglichen eli-
gionsstand} der Bewohner der habsburgischen Erblande einschließlich der Exu-

34) Odhner 207, 208, 212
a.a.Q 215



lanten wiederherzustellen, hielten S1Ce Maı 1647 abermals bei den
Kaiserlichen darum a die schlesischen Stände bei dem Dresdener Akkord
belassen 36) S1e machten weiıter geltend, daß der Prager Friede die Lage VeI-

schlimmert habe, und hne die Beseitigung seiner Bestimmungen SsEe1 kein wah-
DE beständiger Friede erhoffen. Ziel des Friedensvertrages mMuUsse se1in,
alle Ursachen für künftige Streitigkeiten (semina dissidiorum) beseitigen.
Be1i der Behandlung der beiderseitigen Religionsbeschwerden forderte i12  3 für
die habsburgischen Lande, den Evangelischen wieder alle Kıiırchen und Schulen
mit Intraden und Gefällen und die öffentliche Religionsubung einzur2umen.
Insonderheit solle den evangelischen Fürsten in Schlesien mıit ihren Staiädten und
Gebieten keine Beschränkung auferlegt werden. Auch sollte den evangelischen
Untertanen katholischer Obrigkeiten die öffentliche Religionsuübung nıcht VeEeI-

wehrt werden. Das Jus emigrandi wurde 1in das Belieben der Untertanen g E
stellt. Es sollte ber nıcht mıit Belastungen verbunden werden, und nıemand
sollte F1 Auswandern CZWUNSEN werden. Alle eigenmächtigen katholischen
Reformationen seien rückgäng1ig machen, alles se1 in den vorıgen Stand
setzen, un! die Obrigkeiten sollten sıch der Reformationen in Zukunft enthalten.
Verträge, welche evangelische Obrigkeiten mit katholischen Untertanen in
Sachen der Ööffentlichen Religionsübung geschlossen hätten, sollten jene gleich-
falls beachten und sich jetzige und ünftige katholische Untertanen, die
die OIfientlıche Religionsübung nıcht O  , in Sachen der Gewissensfreiheit
und in anderen Punkten verhalten, wIie s1e wünschten, daß sich katholische
Obrigkeiten iıhre evangelischen Untertanen verhielten. Dies besagt 1ine

DPIL dem schwedischen Legaten übergebene Denkschrift 37)

Eıne besondere Schwierigkeit lag in der Forderung der Evangelıschen, das Ver-
tragswerk auf ine immerwährende Regelung abzustellen. Trautmannsdorff
brachte VOoTr, daß ine zeitliche Beschränkung auf oder mehr Jahre zweck-
mäßiger sel Das Wort „auf ew1g” wollten Katholiken un Franzosen unbe-
dingt vermeiden. FEinmal könnten katholische Mächte keine Vereinbarungen
Gunsten geistlicher Guter treffen, da hıer der Papst einwilligen mußte, und
dies wüuürde niıemals geschehen. Derartige Vertrage miıt den Evangelischen waren
Iso null und nıchtig, für die Katholiken unverbindlich und damit für die Evan-
gelischen selbst schädlich. Er empfahl daher den Evangelischen, einen Vergleıch
lieber zeitlich begrenzen. Diesen halten, waren uch die Katholiken g-
1sSsens- un: ehrenhalber verpflichtet und seinem Abschluß ohne päpstliche
Einwilligung berechtigt. Die beliebige Verlängerung der Geltungsdauer stände
ja 1n ihrem Belieben, da nach Ablauf der Befristung, wWwenNnn keiner
anderweitigen Einiıgung mıiıt den Katholiken käme, eim festgelegten Zustand
leiben mußte Eın Gerücht, daß 7wıischen der schwedischen und kaiserlichen

36) Lehmannus

37) Chemnitz Buch D
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Hauptarmee ein W affenstillstand geschlossen sel, welches VO  — den Katholiken
anscheinend eifrig ausgespfrengt worden WAarfr, die Evangelischen itrezum24-
chen, scheint seinen Z weck erfüllt haben Man vermerkte, daß die EKvange-
ischen gegenüber den Katholiken nıcht mehr entschlossen ihre Ansprüche
geltend machten und allmählich nachzugeben begannen 88)
Die Antwort der kaiserlichen Gesandtschaft DE evangelischen Forderung VO

Maı 1647 war Die Protestanten möchten aufhören, etwas VO  - ıhnen
verlangen, W 25 nıcht in der Gesandtschaft Macht sel, ihnen geben. Die Vor:
schläge 1n Sachen der schlesischen Religionsfreiheit seien ihr bekannt. Aber se1it-
dem die Sachsen und Schweden in Schlesien eingebrochen seien, hätten sich die
Verhältnisse geändert. Es se1i ein anderer Vertrag geschlossen worden, wofnn
die Erbfürstentümer VO  3 den Erleichterungen ausgeschlossen wurden. Der Ak-
kord se1 Iso eingeengt worden. Wenn der Kurfürst VO  3 Sachsen eLtwAaSs ZusAätz-
liıches VO. Kaıser erhalten könnte, wollten S1e dem gehorsamst nachkommen.
ÖOsterreich gehöre dem Kaiser, un! da a  C daß uch der unterste Rıtter-
stand und die Reichsstädte auf Grund ihres Territorialrechts die Reformatıion
durchführten, sollte schlechter geste. sein? Die kaiserliche Hart-
näckigkeit bereite den Evangelischen nıcht geringe Verwirrung, da s1e iıhren
Glaubensgenossen gEeInN helfen möchten. Sie sollten ber edenken. ob s1e allein

deretwegen den Krieg mit seinen Schrecken weıterführen wollten, zumal
INnan noch nıcht wissen könne, ob dann den evangelischen Glaubensgenossen 1n
den kaiserlichen Erblanden geholfen werden könne.

Ungeachtet der starren kaiserlichen Haltung ersuchten die evangelischen Stände
die schwedische Gesandtschaft, daß S1e siıch diese Sache möchte bestens angele-
ACHN sein lassen, und WE s1e nıcht auf den Stand VO]  3 1618 gebracht werden
könne, solle wenigstens erreicht werden, daß 1n jedem Gebiet einiıge Kırchen
und Schulen ihrem Gebrauch belassen oder eingeräumt wurden. Überall
jedoch sollten die Schlesier die Gewtissensfreiheit und unbeschränkte Religions-
übung besitzen, wI1ie S1e ihnen 1mM Dresdener Akkord bewilligt worden sei Außer-
dem sollten die Jesuiten 4duS$s Breslau verwiesen werden.

Die Schweden nahmen sıch dessen uch d redeten davon bei jeder Gelegenheit
mit den Kaiserlichen und unterließen nıicht, S1Ee deswegen in die Enge
treiben. Die Kaiserlichen gingen aber darauf nıcht ein und wiederholten UT,
daß schimpflich ware, dem Kaiser dasjenige Recht nehmen, W 45 der g -
tingste Reichsstand besıitze. Endlich 1m Junı 1647 gestanden S1Ee den Protestan-
ten der schlesischen Erbfürstentümer den Bau VO]  3 Kırchen in Schweidnitz,
Jauer und Glogau Damıit mußten sich die Schweden ST einmal zufrieden
geben, doch erklärten sie, daß ihre Könıigin un die evangelischen Reichsstände
beim Kaiser ACMN weiıterer Zugeständnisse vorstellig werden wurden 89)

38) a.a.0© 109.
39) ehmannus 1031/2



nde Maı 1647 fand siıch der n Kongreß in unster ZUSAMINCH, die
Friedensverhandlungen abzuschließen. etz ber machten die katholischen
Stände, die 1in unster mıit steigendem Mißtrauen die Verhandlungen verfolgt
hatten, Schwierigkeiten, aufgestachelt durch die spanischen Gesandten un den
Nuntius. Trautmannsdorf£f wurde als alt und schwach für die Verhandlungs-
führung hingestellt, un! als das NCUC, auf die Osnabrücker Vereinbarungen
gegründete kaiserliche Friedensinstrument Junı bekannt wurde, erklärten
die Abgeordneten der katholischen Stände, sich ISt mit iıhren Auftraggebern
1n Verbindung setzen mussen. Trautmannsdorff, der jetzt erfolgreichen
Ausgang der Verhandlungen verzweifelte, wollte jetzt mit kaiserlicher Erlaubnis
den Kongreß verlassen, den ıh ZESPONNCNELL Ränken begegnen,
ließ sıch ber durch die dringende Aufforderung der protestantischen Stände
un der Schweden bewegen, noch einige W ochen bleiben Jun1ı ließ

die katholischen Stäiände sıch kommen un:! ermahnte s16€, sıch mäßıgen
und sein schwier1ges Amt nıcht noch mehr erschweren, zumal : sıe selbst nıcht
gewillt seien, ihre Orte durch die Tat beweisen. W/as die Fassung des
Punktes über die utonomie etre{ffe, se1 gefaßt, daß I1l hundert
Gründe haben würde, siıch aller mißliebigen Protestanten entledigen. Doch
machte dies keinen großen Eindruck auf die katholischen Gesandten, die 1N der
Mehrzahl nıcht Au Berufsdiplomaten, sondern aus Doktoren und Theologen
bestanden. Außerdem machten jetzt die Franzosen wieder Schwierigkeiten und
traten mıt Forderungen auf, und schließlich gab uch für Schweden

Punkte, die noch erledigen 3E darunter die Autonomie und Restitu-
tion 1n den Erblanden, das kaiserliche Proskriptionsrecht, die konfessionelle
Parıtät 1n den Reichsgerichten, die Religionsverhältnisse 1n Augsburg un! als
sehr wesentlichen Punkt die Entschädigung der größtenteils auS$ Deutschen
bestehenden schwedischen Armee, die die riesige Summe VO  - Miılliıonen Talern
torderte. Am Juli 1647 verließ darauthıin Trautmannsdorff£f endgültig den
Kongreß, begleitet VO  3 der Achtung a.  er, ber uch der Hoffnung der Unver-
söhnlichen unter den Katholiken, die ihre Forderungen noch nıcht aufgegeben
hatten 40)

Am Wııener Hof hatte sıch der spanische Einfiluß durchgesetzt, und die radikale
katholische Parte1 unter Führung des Bischofs VO  3 unster wollte wieder die
Lıiga aktivieren. Beeinflußt durch den Papst und die katholischen Stände, kun
digte der bayrische Kurfürst eptember den W affenstillstand miıt Schwe-
den und schloß eptember ein Bündnıis mıiıt dem Kait1ser. In unster
arbeiteten die katholischen Stände die VO.  - Trautmannsdorff zustande-
gebrachten Einigungen, darunter die über die Autonomıie, un! der Ka1iser Ve[TI-

suchte, die Kurfürsten VO  3 Sachsen und Brandenburg um) Bruch des W affen-
stillstands mıit Schweden überreden. Nıe wWAar seit Gustav Adol{£s Tode die

40) Odhner :220, 223
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Lage chwedens bedrohlich wı1ıe jetzt, und Wa[l 11UTL: Maxiımilian, der seine
I’ruppen zurückhielt und die W affen wirklich ergriffen hatte, die
Schweden unter Druck setzen un! den Friedensschluß geneigter machen.
Es WAar uch auf dessen Einwirkung hin, daß der Kaiser Oktober 1647
seinen Legaten HGUus, gemäßigte Instruktionen erteilte. Die Gesandten sollten
die katholischen und protestantischen Stände Mäßigung un! Versöhnlichkeit
mahnen, auf der Grundlage der Trautmannsdorffschen Vereinbarungen die
Streitigkeiten gütlıch schlichten können. Sonst mMuUsse aus eigener Macht-
vollkommenheit die Entscheidung fäiällen 41)

Schon vorher hatten ber Oktober die katholischen Stände ihr VO  - den
Führern der radikalen Parte1 abgefaßtes Gutachten über den Trautmannsdorff-
schen Vertragsentwurf abgegeben, worin alle wichtigeren den Protestanten
machten Zugeständnisse zurückgenommen wurden. Alle Ermahnungen der kal
serlichen Legaten, die ıhre Instruktionen kanntgaben, vergebens.
Die katholischen Stäiände opponierten, eifrig VO! untius und den Spaniern
unterstutzt, und Nur mit Müuühe bewegen, 1n Osnabrück die Verhand-
lungen mit den Protestanten fortzusetzen. Die protestantischen Stände baten
die kaıserlichen Gesandten, deren Leiter Dr. Volmar WAaTr, ringend, die
Verhandlungen fortzuführen hne Rücksicht auf einige unversöhnliche Geist-
liche. „Man hätte sıch den Franz W ilhelm | Bischo VO  3 Osnabrück] und die
anderen beiden Kerle amı und Dr Leuchselring VO  3 Kurmainz, Mitvertfas-
SGT des katholischen Gutachtens } nıcht kehre Da s1e wußten, daß der
bayrısche Kurfürst 1n vier Schreiben den Kaiser mit Bıtten und Drohungen eI-
mahnt hatte, die Sache bald Ende bringen, wollten sie VO!  - den Traut-
mannsdorfischen Bewilligungen nıchts zurücknehmen und verlangten, daß keine
anderen Punkte behandelt werden sollten als solche, worüber INnan S1IC| unter
Trautmannsdorff£ nıcht hatte einigen können, WOSCECH die radikalen Katholiken
verlangten, daß das Friedensinstrument 1n allen Artikeln durchgegangen wWelI-
den MuUuSsse 42)

Leider war der Kaiser, NS durch die katholische Erklärung kaiserlichen
Hofe, se1 durch die LEUECI) militärischen Erfolge und die nachgiebige Haltung
mancher protestantischen Führer wı1e des sächsischen Kurfürsten, wieder umsSc-
stimmt worden, daß 1n der Sitzung des kaiserlichen Geheimen Rates VO:

November 1647 der Beschluß gefaßt wurde, als Vermittler zwischen den
katholischen und protestantischen Ständen aufzutreten und dabei die ine der
andere Veränderung des TIrautmannsdorffschen Entwurfs Gunsten der
Katholiken durchzusetzen, worauf die katiserlichen Legaten Neue Anwelisungen
erhielten. (Instruktion VO: 26 CR Volmar entwarf daraufhin 508. „Cor:
recturen“, Abänderungsvorschläge ZU Irautmannsdorffschen Entwurf, die

41) a.a.Q 228—231,



1647 den protestantischen Ständen und den Schweden übergeben wurden.
1a diese grundsätzlich jede Änderung der Trautmannsdorffschen Vorschläge
ablehnten, kamen die Verhandlungen keinem Ergebnis, und Schweden stellte,

den katholischen Änderungswünschen begegnen, seinerseıts NCUEC Forde-
rungeN, daß Johann Oxenstjerna der Königin schrieD, 1114  r werde keinem
Ergebnis kommen, solange die Armee nıcht stark sel, den Kaıiser 1n

43)seinen eigenen Landen anzugreifen
Anfang 1648 brachten die Evangelischen wieder einmal die Sache der Erblande
VO.  H Die Kaiserlichen verwarfen jedoch jede weiıtere Verhandlung arüber mMIit
der Begründung, daß s1e iıhnen iıhre endgültigen Anweısungen, die s1e nıcht
überschreiten dürften, schon eröffnet hätten, un WE 1114  m den Gegenstand
berührte, wollten S1e arüber nıcht mehr sprechen und wıesen darauf hin, daß
der Kaiser her alles untergehen lassen würde, als sıch aruber Vorschriften
machen lassen. Es se1 ihnen ausdrücklich verboten, arüber weıter VerLr-

handeln. Der Kaiıser und seine Ratgeber 1Iso unter allen Umständen g-
willt, den 1mM Nebenrezeß ZU. Prager Frieden geschaffenen gegenreformator1-
schen Zustand 1n einem Friedensschluß bestätigen, und Begründung
dessen diente der Grundsatz „Cujus reg10 ejus religi0“ 44)
Die Beharrlichkeit, mit der die Kaiserlichen iıhren Standpunkt vertraten, VOI-

fehlte iıhre zermuürbende Wırkung nıcht Die allgemeıne Kriegsmüdigkeit, die
uch die evangelischen Reichsstände erfaßt hatte, bewog diese schließlich, die
schwedische Gesandtschaft bitten, lieber VO: dieser Sache Abstand neh
TLien und s1ie Gott anzubefehlen als daß Ss1ie in Kauf nehmen wollten, daß
der Friede der Erblande willen verzögert werden sollte. Sie argumentierten
weiter‘: Wohl se1 wünschenswert, daß den kaiserlichen Erbuntertanen ihre
Religionsfreiheiten erhalten lieben Die Lage Deutschlands habe ber bereits
einen solchen Zerstörungsgrad erreicht, daß befürchten sel, 1n einem Jahre
könnten mehr Evangelische Ruin un! Untergang verurteilt werden, als die-
jeniıgen, für die InNnan Erleichterungen schatfen wolle, und deren willen könne
INa  - doch nıcht 1in der Fortführung des Krieges harren. ’]a diese selbst wWelI-

den, WEl S1e hören werden, w1e csehr 11a sıch ihretwegen bemuht und wI1Ie
lange INa  ® ihrerhalben verzögert habe. Frieden schließen, leicht dasjenige,
w 245 beschlossen, für genehm halten, vornehmlich da s$1e selbst keinen Nutzen
haben würden, WE andere Evangelische zugleich mıiıt iıhnen zugrundegehen
sollten.“ Falls die Schweden ohne größere Verzögerung des Friedensschlusses
noch etwAas herausholen könnten, ware dies ein Gewiıinn, wWEeNn nicht, sollte
1114  » das kaiserliche Angebot annehmen, doch unter der Bedingung, daß 1ULC-

interiım gültig sein soll mit dem Vorbehalt, daß den Evangelischen ungehin
dert freibleiben solle, 1n Zukunft arüber weıter verhandeln 45)
42) a.a.Q© 237—239
43) a.a.0 239-—241
44) Lehmannus 1031/2
45) a.a.Q© 10i  S
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Johann Uxenstjerna stellte den Reichsständen aber VOIL, daß dies 489l sehr wich-
tige Sache SEI,: wobel jeder siıch hüten habe, daß sC1M ew1issen verletze.
Man sich ufs auDßerste darum bemühen, daß diese Leute ihre
früher SCNOSSCHNC Religionsfreiheit zurückerhalten könnten 7 weck des Kampfes
der Schweden SC 109800881578 SCWESECN iıhre Religion und diejenigen welche sıch
dazu bekennen der Unterdrückung entreißen Auch den gefährlichsten
und trübsten Zeiten hätten SC iıhr Vertrauen auf Gott nıcht VOLl sıch geworfen
W ıe collten S1IC auf schädliche Pläne verfallen? Die Kaiserlichen hätten
Auge den Schweden und den anderen Evangelischen Gesetze aufzubürden Die

Leute VO  J ihnen den anzen Krieg hindurch Mıt der Hoffnung
näahrt worden daß der Friede ıhrem Übel C1M nde bereiten wuüurde Die Ungarn
hätten mit Hılfe der siegreichen schwedischen affen iıhr Begehren auf eli-
gionsfreiheit durchsetzen können W arum sollten denn diese unterdrückten

Leute iıhrem Elend verlassen werden keine Wiıdrigkeit des Glücks
und kein Unstern der W affen die evangelische Parte1i nachteiligen Entschlüs-
scmn treibe? De1l den evangelıschen Reichsständen verfing diese Argumentatıon
Nur 1N15, und iıhrer aller Namen aANtwortete der Gesandte VO  3 Sachsen-
Altenburg dem Graten S1e lobten die tapferen Pläne und andere als diese hät
ten S1IC VO:  - ihm nıcht erwarten können Der Kaiserlichen Härte und Ungerech
tigkeit SC1 beseufzen S1Ee unterständen sıch diejenigen der Religionsfreiheit

berauben die sS1e unter großen Mühen und Kosten rkauft hätten Freilich
SC1 die Frage stellen ob nach der etzten kaiserlichen Erklärung noch eLwWwWA2AS

erlangen SC1 Wenn das nıcht der Fall se1 SC1 bedenken, daß
Jahre mehr Evangelische zugrundegehen könnten als allen kaiserlichen Erb
landen wohnen Deshalb möchte I1a  3 auf das kaiserliche Angebot eingehen MItL
dem Vorbehalt auf künftigen Reichstagen arüber weiterzuverhandeln Gott
werde sicher andere Wege ZCIBEN hre und Lehre retten und hand
haben 46)

Jetzt ITSt gaben die Schweden nach Sıe machten sıch Nu:  3 daran, mMit den Katiser-
lichen diese Gedanken die gee1gnete Form bringen Marz 1648 kam
Z Kınıgung und Zur Unterzeichnung der Formel Die Katholiken hätten

geINn gesehen daß dasjenige W 45 SIC den SS des Friedensvertrages den
Schlesiern zugestanden nıcht vorläufig (interım), sondern für (1ın
tuum) gelten sollte Weder die Schweden noch die protestantischen Stände soll
ten das Interventionsrecht haben Die Evangelischen ber wollten denen die
treu be1 der evangelischen Sache geblieben und dafür die größten pfer
auf sıch hatten nıcht alle Hoffnung auf 1NC künftige Besserung der
Verhältnisse rauben S1ie nahmen wWwWAar die kaıserlichen Bedingungen doch
unter dem Vorbehalt daß S1C sıch nach Friedensschluß weıterhın dafür C111-
setzen dürften für die iıhrer Religionsübung Bedrängten Erleichterungen

a.a.Q



verschaffen. Auf .Grund dessen wurde der MI 41 geschaffen. Er enthält die
der katholischen Seite zugutekommende Einschränkung, daß alles AAn den
Schranken einer freundlichen Interventi:on un demütigen Verwendung hne
Feindseligkeit und Gewalttätigkeit“ verbleiben solle, womıit die sıch schon
rechtlich schwache Bedeutung des Interzessionsrechts noch zusätzlich abge-
schwächt wird Die Katholiken gestanden den Protestanten wAar Z daß sı1e in
Freundschaft der freundlich Fürbitte einlegen (amıce interveniıeren) und sıch
demütig verwenden demisse intercedieren) dürften, wenn s$1e NUur nıcht hel
fen dürften! Denn das haben S1€e nıcht5 und die DI1S ZU) preußischen
Eiınmarsch anhaltenden Bedrückungen, die selbst dort erfolgten, der Vertrag
die völlige Religionsfreiheit verbriefte, haben geze1gt, W1€e wenig [112.  ' auf katho-
ischer Seite VO|  3 diesem Paragraphen hielt Seine Bedeutung Jag hauptsächlich
1n der seelıschen Stärkung, die das Interzessionsrecht der protestantischen Mächte
und deren laufende, wenn uch erfolglose Verwendungen den Bedrückten VCI-

liehen, ein Faktor, der freilich nıcht gering einzuschätzen ist und viel a4zu
beigetragen haben dürfte, den Behauptungswillen der evangelischen Schlesier

erhalten und s1e VOL Resignation bewahren 47)

S scheinet fast kläglich sein, daß die kaiserliche Gesandtschaft weıter
nıchts als das bloße Jus territoriale vorschützen konnte und mıt der bloßen
Reputatıon die Jästigen Bittsteller abzuweisen gewußt, gerade als stünde s1e
darin, daß Inan auDßere Gewalt gebrauchen kann, einem wider sein Gewis-
SCIHIN ine Meıinung aufzudrängen, mOge davon überzeugt se1in Ooder nıcht, un
W as uch immer für stattliche Rechte und Freiheiten einzuwenden haben Der
allmächtige Gott Cut das nicht, sondern, wenNn den Menschen sıch ziıehen
will überzeugt ıh IST innerlich und fuhrt ıhn mıiıt Gute W arum wollen
denn die Menschen Dınge, die keiner menschlichen Gewalt unterworfen sind,
auf menschlıiche Gewalt gründen?“ So kommentierten die schlesischen Bittsteller
Karls 2FE VO  J Schweden das kaiserliche Verhalten 1M Geiste der Aufklärung.
Niemand habe dem Kaıser zugemutet, Gesetze anzunehmen. Doch gebührte
den Untertanen, e1mM Kaliser selbst etwas anzuhalten, zumal die Schlesier
auf Grund der staatsrechtlichen Verhältnisse keine eigenen bevollmächtigten
Vertreter den Friedensverhandlungen schicken durften. „Könnten doch die
Untertanen Dıinge begehren, die das bürgerliche Leben angehen. W arum nıcht
uch das W 45 das Heil der Seelen und die ew1ge Seligkeit berührt?“ 48)

Inzwischen hatten sıch unter den deutschen Reichsständen Veränderungen voll-
zogen, die SN Bildung einer starken protestantisch-katholischen Friedensfront
ührten. In Maınz WAar der 1mM November 1647 neugewählte Erzbischof Johann
Philipp VO  3 Schönborn ein eifriger Anhänger Bayerns und daher Friedensfreund.

47) 2a0 1033/4
A8) a.a.0 10i  <



Der Kurfürst VO.: öln hatte der bayrıschen Forderung efitsprochen und seinen
Prinzipalgesandten, den Bischof VO  y Osnabrück, Haupt der tradikalkatholischen
Parteı, entlassen. Kurbrandenburg hatte sıch Schweden genähert und ıhm ein
Defensiybündnis angeboten. Frankreich bot Kurbrandenburg eın Bündnıs d  o
wobei diesem neben den Diensten Frankreıchs gegenüber Schweden uch
ein Landersatz in Gestalt VO  3 Schlesien der Teilen desselben 1in Aussicht g -
stellt wurde. Darüber wurde nde 1647 verhandelt. Da schließlich die meıisten
evangeliıschen Stände ZuUr Einsıcht gekommen Nn  ; daß das este sel, sıch
der Führung Schwedens anzuvertrauen, und die gemäßigten Katholiken mit der
Nachgiebigkeit des alsers Spanıen und die radikalen Katholiken uUNZU-
frieden $ entwickelte sıch ine katholisch-protestantische Friedenspartei
dem Ziele sıch 1n Separatverhandlungen verständigen un ihre Beschlüsse
De1 Reichsständen, Schweden und Kaiserlichen durchzusetzen. Am Januar
1648 versammelten sıch daher 1N der Wohnung des kurmainzischen Gesandten
Bevollmächtigte VO Kursachsen, Brandenburg, Braunschweig-Lüneburg, Sach
sen-Altenburg, Straßburg, Bayern, Maınz, Irıer, Bamberg und Würzburg. aäah
end die Schweden die Sache begünstigten, erblickten die Kaiıserlichen darin ine
Beeinträchtigung der kaıiserlichen Gewalt und katholischen Eıinheit und stellten
noch demselben Abend ihre ultımativen Anträge gemäß der kaiserlichen In-
struktion VO 11 1647, worauf fast ZU. vollständigen Bruch mıiıt den
Schweden kam, die sıch, WwI1IeE sıch Salvius ausdrückte, fünf Jahre lang der
Nase herumgezogen und betrogen uhlten 49)
Nun brachten die evangelischen Stände ein Verhandlungsverfahren her
Aadus Die kaiserlichen un die schwedischen Gesandten sollten die Unterhand-
lungen ständig führen, während Vertreter der katholischen und protestantischen
Stiände 1n einem Nebenraum bereıit se1in sollten, erforderlichenfalls Ver
handlungspunkten Stellung nehmen. Eın französischer Vertreter wurde nıcht
zugelassen. Da Frankreich den W affenstillstand miıt Bayern aufgekündigt hatte,
sah Maxımilian mıiıt Schrecken dem Angrıff der schwedisch-französischen Heere
en, un seinen Anstrengungen ist verdanken, daß der Kalser

Februar seinen Gesandten befahl. den Irautmannsdorffschen Entwurf NZU-
erkennen. Damıt hatte die gemäßigte katholische Parte1 über die spanisch-jesul-
tische gesiegt, und die Absıcht der letzten, die Unterhandlungen 1in Osnabrück
5 WAar vereitelt. Zum Fortschritt der Verhandlungen trug der LECUEC

schwedisch-französische Feldzug ebenso be1 w1e das Eıngreifen des bayrıschen
Gesandten Dr Krebs, der Führer der antikaiserlichen un antıspanischen Parte1
wurde un 1ne He katholisch-protestantische Friedenspartei 1Ns Leben rief,
durch deren Einwirkung die Unterhandlungen wesentlich vorankamen. SO wurde
die Paritätfrage (‚unsten der Protestanten entschieden, die anderen nıcht ent-
schiedenen Streitpunkte wurden einen allgemeinen Reichstag überwiesen 50)
49) Odhner 2—244, 246—248
50) a.a.Q 248—251



Fur Schweden WAar ber immer och nıcht das letzte W ort Gunsten des deut-
schen Protestantismus gesprochen, und warfen seine Vertreter noch einmal
die Autonomiefrage auf. Hıerzu betonte die Kegierung Maärz 1648, daß
darauf die Sicherheit Schwedens beruhe un!: daß sS1e hauptsächlich Gustav Adaoif
bewogen habe, seine Waffen auf deutschen Boden tragen. Doch die
Schweden gehemmt durch die Gleichgültigkeit der deutschen Pfotestanten: Der
säachsıische Kurfürst befürwortete den katholischen Vorschlag, un: die anderen
evangelischen Fursten mehr der Erhaltung des Reformationsrechts als

der Erweıterung der Religionsfreiheit interessiert. Da die Autonomiefrage
ber ine Angelegenheit WAaTfr, die zunächst die Deutschen angıng, konnten die
Schweden nıiıchts anderes tun als bedauern, daß „die Stände sıch bloßgegeben
und mit der JEr 1Ns Haus hineinfielen, obgleich 1ne Sache sel, die ihre ew1ge
Seligkeit 1M Jenseıits und ihr Gewissen 1M Diesseits betreffe‘“. Durch die schwe-
dischen Bemühungen erhielten ber die protestantischen Untertanen 1in katho
ischen Ländern ine sıchere Stellung. eıtere 21/> Monate vergingen, bevor
I1a  - sıch über die Entschädigung füur die auf 423 Mannn berechnete schwedi-
sche Armee einigte, die schließlich auf Millionen Reichstaler festgelegt wurde.
Auch in der Frage der Öösterreichischen Flüchtlinge mußten die Schweden der
Hartnäckigkeit der Kaiserlichen und der Gleichgültigkeit der protestantiıschen
Stände nachgeben. Den Flüchtlingen wurde die Rückkehr erlaubt, aber UL das
jenıge Eıigentum wurde zurückerstattet, das konfisziert worden WAaT, weıl die
Eıgentüumer in chwedens der Frankreichs Dienste Am Jul:
1648 wurde 1M schwedischen Gesandtschaftshotel Osnabrück das Friedens-
instrument bestätigt

An : demselben Tage traf 1n Osnabrück die Nachricht ein, daß Jul:
Königsmarck die Kleinseite VO  } Prag erobert hatte, un derselben eit lan
dete der NeuUuUE schwedische Generalissimus, Pfalzgraf Karl GustaVv, auf deut-
schem Boden un marschierte auf Böhmen 51) An der Eiınnahme VO  - Prag
hatte der g einer Verwundung VO Erzherzog Leopold W ıilhelm verabschie-
dete ehemalige kaıiserliche Oberstleutnant Ernst Ottowalsky erheblichen An-
teil Dıeser hatte sıch vergeblich W iedereintritt 1n die kaiserliche Armee be
muüuüht, un da auf seinem VO  ]} den Schweden ruinierten (sut nıcht mehr leben
konnte, bei den Schweden Anschluß gesucht. In einer Unterredung W eiden
mıiıt Königsmarck wurde auf Grund seiner SCHNAaUCH Ortskenntnisse das Unter-
nehmen geplant, und Ottowalsky selbst erhielt die Führung. Salvius schreibt
dazu „Die Juli erfolgte Eroberung des Hradschins un der Kleinseite
durch Königsmarck ist 1Ne wunderliche und unvermuthliche Sache, die viel
nach sıch ziehen wıird“ 52)

51) a.a.0 258—261,
52) 289/90



Wohl kam dieser militärische Erfolg spät, bei den schwedisch-kaiser-
lıchen Verhandlungen in die schwedische W agschale fallen. Er dürfte aber,
W1E Salvius vermutete, für die Beendigung des Krieges VO!  — Bedeutung ZCWESCNH
seln. Denn noch WAar der Friede mit Frankreich schließen. Da ber
fürchten WAaäl, daß 1n Munster die radikalkatholische Parteı, unterstutzt VO

Nuntıius und den Spanıiern, die Verhandlungen sabotieren würde, gt die
Stände d den französischen Gesandten Servien, Nachfolger VO]  3 D Avaux,
nach Osnabrück laden dort die Verhandlungen abzuschließen. ährend
die Kaiserlichen ablehnten, nahm Frankreich und Schweden und beschloß
die Mehrheit der Stände, nıcht her VO:  - Osnabrück weıchen, als bis s1e den
französischen Frieden abgeschlossen hätten. Wiıeder die Schweden, die
für die bedrohten Protestanten eintraten, diesmal für die unmittelbaren Stände
1mM Elsaß xel Uxenstjerna drückte 4uS Z bewilligen, daß alle beteilig-
ten Stände 1mM Elsaß Landsassen der Franzosen werden sollten, ist ungereimt,
weiıl viele VO:  - ıhnen des Königs Majestät 1n diesem Kriege geholfen haben und
immer für die Freıiheit sowohl 1in Religionssachen WI1e 1in politico atu gekämpift
haben un! sınd uch meıistenteıls Immediatstände und b1is auf einıge Städte
evangelisch“. Dıe schwedische Regierung ersuchte Salvius erklären, daß sı1e
nıcht gestatten könne, daß Frankreich nach der Minderung der relig1ösen un:
politischen Freiheit dieser Stände trachte, die 1mM Kriege ıhr gestanden un
1e] geleistet hätten. Leider erhielt Salvius die dahingehende Regierungsanweil-
SUuNg spat. Da die Kaıserliıchen 1M Präliminarabkommen V O! September 1646

unterlassen hatten, die relig1ösen un politischen Freiheiten und Rechte der
elsässischen unmittelbaren Stände garantıeren lassen, trotzdem die Gefahr
ıhrer Unterdrückung infolge der Zweideutigkeit des Abkommens vorauszusehen
WAal, begnügte INa  - sıch muit der ga einer Erklärung, die den Ständen ıhre
Rechte vorbehielt. So blieb bei den Bestimmungen, die 1n der Folgezeit
den Reunionsstreitigkeiten uhrten. Jetzt 1U och die Kaiserlichen ZUT
Annahme des Beschlossenen bewegen. Dies geschah und Septem-
ber 1648 nıcht hne den wıirksamen Druck des bayrıschen Kurfürsten 53)

Die Schwierigkeit und die damıt zusammenhängende Länge der Friıedensver-
handlungen wurde hauptsächlich durch folgende ungunstıgen Faktoren
stimmt:

Der Kaiser wurde teilweise durch internationale Interessen geleitet, die sıch
mıit denen des Reıiches nıcht immer deckten.

Die Sonderbündelei der deutschen Reichsfürsten, deren Interessen allein
schon Aaus konfessionellen Gründen innenpolitisch auseinandergingen und die
sıch nıcht scheuten, das Partikularinteresse VOLT das Reıichsinteresse setzen

53) Odhner 212-—2714, 219—281
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Da der Kailiser unter dem Einfiluß seiner Ratgeber den Forderungen der
Gegenreformation den Vorrang gab, WAar unmöglıch, daß siıch Kaitser, katho
lische und evangelısche Fursten zZzur Abwehr auswartiger Einmischung verein1-
ZCN konnten. Damıiıt verbaute OI wIe schon einmal Karl N den Weg für ine
Reichspolitik, die durch die deutschen Interessen geleitet wurde.

Durch das Eingreifen der auswärtigen Maächte wurden die deutschen Inter-
mit denen auswärtiger Mächte, nıcht ZzZu wenigsten des Papstes, VeL-

quickt. Damıt wurde den deutschen Fürsten ihr Selbstbestimmungsrecht
MEN  ‚9 und die reichsrechtlichen Streitfragen wurden den Interessen des Aus-
landes in Abhängigkeit gebracht, denen die Frage der Entschädigung für die
1M deutschen Kriege gebrachten pfer, die Eiınflußnahme in die Reichsange-
legenheiten und die Schwächung der Reichsgewalt gehörten.

Durch das Eıngreifen Frankreıichs wurde die Lage noch zusätzlich adurch
kompliziert, daß WAar auf protestantischer Seite kämpfte, aber gleichzeitig
die gegenreformatorischen Interessen vertrat Dieser Umstand sollte sıch 1n der
Folgezeit Kaiser und Reich verhängnisvoll auswirken, als atum g1ng,
diejenigen Bestimmungen des Vertrages, die ihm ine Einmischung 1in die inner-
deutschen Verhältnisse gestatteten, seinen Gunsten interpretieren un
diese Auslegungen mit W affengewalt durchzusetzen.

Grundlegend für die Durchsetzung der protestantischen Freiheiten 1im Reich WAar
die Haltung Schwedens, dem der Block der VO!]  - Kurbrandenburg geführten ent-
schiedenen Protestanten, der die Abkehr Von der vatıkanfreundlichen un! spa
nisch-habsburgischen Politik verlangte, wirksam Zur Seite stand Als wichtigsten,
übergeordneten Grundsatz brachte der Vertrag in Art CM die völlige Gleich-
berechtigung der beiden christlichen Bekenntnisse. Damıiıt entfielen unklare und
widerspruchsvolle Bestimmungen, die bisher ständigen Zerwürfnissen geführt
hatten. Er bestätigte den Passauer Vertrag un! den Augsburger Religionsfrie-
den, un: Art V II bezog uch die Reformierten in dessen Schutz e1in. Die damit
hergestellte Gleichberechtigung des teformierten Bekenntnisses mit dem luthe
tischen ist der Einwirkung des brandenburgischen Kurfürsten verdanken 54)

In zusätzliıchen Bestimmungen wurde für die Zukunft jeder Wiıderspruch und
jeder Protest Art als wirkungslos erklärt. Damiıt wurde die
hängigkeit der deutschen kirchlichen Verhältnisse VO! Papst aufgehoben, und
dessen Eıinmischungen in deutsche Angelegenheiten, die sıch in der Vergangen-
heit als verhängnisvoll erwiesen hatten  s wurde die Rechtsgrundlage ent-
gl 55) Der Artikel erklärte die volle gegenseitige Gleichheit der Kurfürsten,
54) A.D Bd f 483

55) Winter Kopp/Schulte
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Fürsten und aller anderen Reichsstände beider Bekenntnisse, und jede Gewalt-
anwendung sollte für beide Seiten verboten se1in.

Der alte Grundsatz „CuJus reg10 eJus relig10“ wurde WAar nıcht aufgehoben,
ber für die teichsmittelbaren Stinde und die Untertanen der Landesherren
wurde die Duldung erweitert. Der Landesherr hatte seinen andersgläubigen
Untertanen, die nıcht auswandern wollten, Duldung gewähren und weni1g-
Stens die Hausandacht zuzugestehen. Auch konnten diese öffentlichen (J0t-
tesdienst ihres Bekenntnisses 1M Territorium des benachbarten Reichsstandes
teilnehmen und Kinder in auswärtige Schulen ihres Bekenntnisses schicken
Art SS 1—37

In den habsburgischen Erblanden konnten gegenüber dem Prager Friedensschluß
für den nıederösterreichischen Adel einige Zugeständnisse erreicht werden. „Den
Grafen, Herrten un Edlen“, nıcht ber den Untertanen, wurde erlaubt, 1in
grenzenden Orten außerhalb Niederösterreichs den lutherischen Gottesdienst
besuchen, „wofern S1e Nur 1M übrigen sıch sti11 und friedlich und dergestalt, als
sich’s ihre höchste Obrigkeit gebührt, verhalten“. Sollten S1e aber frei-
willig wegziehen und ihre Cüter nıcht verkaufen, sollte iıhnen erlaubt se1nN, ıhre
Guter besichtigen und verwalten (Art 39) Auch durften in Überein:
stiımmung mit dem 1im Friedensvertrag verankerten Grundsatz der allgemeinen
Amnestie die Protestanten zurückkehren, hne jedoch die freie Religionsübung
der iıhren Grundbesitz wiederzuerlangen 56)

uch für Schiesien ergaben sıch 1mM Vergleich um Nebenrezeß einıge Erleichte-
Frungen, Man unterschied Grade der schlesischen Religionsübung:

Grad Die noch unter selbständigen evangelischen Fursten stehenden Fur-
stentumer Brieg, Liegnitz, Münsterberg und els und die Stadt Breslau erhiel
ten das Recht der völligen freien Religionsübung, wI1ie SIE S1e VOL der böhmischen
Unruhe gehabt hatten Art 28)

Grad In den Erbfürstentümern, den unmittelbar der königlichen Kammer
unterstehenden Fürstentümern, sollten ebenso w1e 1n Niederösterreich die Gfrfa-
fen, Freiherren und Edlen nıcht genötigt werden, Au dem Lande ziehen.
Doch bezogen sıch die Erleichterungen für Schlesien uch auf deren Untertanen.
Auch ihnen wurde erlaubt, iıhre Religionsübung außerhalb der tenzen ULNSC-
hindert abzuhalten. Wollten s1e ber freiwillig wegziehen und ihre Guter nıcht
verkaufen, sollten S1e freien Zutritt iıhnen haben ihre (Juter besich-
tigen un verwalten Art 39) Nur haben die Zugeständnisse des
ine Schwäche: daß näamlich Gewissensfreiheit und Religionsübung außerhalb
des Territoriums nıcht 99} pacto‘, Au dem Vertrag, sondern ‚ad interventio-

%) Lehmannus
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Dies Regiae Majestatıs Suec14e et 1n gratiam intercedentium Evangelicorum
Statuum “ (durch Vermittlung chwedens und auf Bıtten und Liebe der
evangelischen Reichsstände) gewährt wurde, da dem Kaiser ebenso w1e den
anderen Fursten das Jus tefortmandı zukomme. Diese Klausel bot späterhıin den
Verfechtern der Gegenrefotmation die Hıntertur, die Vergünstigungen für die
Protestanten wieder rückgäng1ig machen, da ja die Gnade un die Duldung
jederzeit widerrufen werden konnten, und AUuUuS der bewußt fixierten Untersche1-

c“dung zwischen 55 pacto” und „ad interventionem. . et in gratiam. SOW{IE
al dem Umstand, daß I1a  — bald nach Friedensschluß kaiserlicherseits daran
ging, die den schlesischen Protestanten gewährten Vergünstigungen unter-
höhlen, darf geschlossen werden, daß in  3 sıch mit diesen Unterscheidungen
für die Zukunft insgeheim praktische Folgerungen vorbehalten wollte 57)

Grad ber das hinaus aber, W 4S für die Erbfürstentumer verordnet wurde,
versprach der Kaiser, daß den der Augsburgischen Konftession Zugetanen
erlauben wollte, ZU. Behuf ihrer Konfessionsubung in den Stäiädten Schweid-
nıtz, Jauer und Glogau drei Kirchen außerhalb der Stadtmauern, doch nahe
daran, bequemen und VO!] Kaiser estimmten Orten auf iıhre eigenen Kosten
nach geschlossenem Frieden aufzubauen, sobald S1e solches begehrten (Art

40)

Es wurde VO  3 den Schlesiern bemängelt, daß die Schulen, deren Bau und Be-
trieh in der damaligen eit Privileg der Kırchen Warfr, nıcht mitgenannt wurfden,

sSe1 denn, daß hier ein wußtes „dubium“ bestand, ine Frage offenge-
lassen werden sollte. Denn schlossen die Schlesier soll der Gottesdienst
frei gehalten un! erhalten werden, mussen Schulen dabe1 se1in. Wer einer
Einrichtung zustimmt, muß sıch uch die Mittel un Wege dazu gefallen lassen. Es
WAar die Meıinung der vornehmsten Juristen, daß, wer das Recht erhielt, ine
Kırche bauen, uch das Recht habe, ine Schule errichten. „Denn s1e. dient
dem Ööffentlichen Gottesdienst und 1st regulär 1in diesem inbegriffen“. Sowohl
Schweden als uch die deutschen protestantıschen Reichsfürsten haben daher
dem Kaıser diese Notwendigkeıit oft vorgestellt 58)

Dıies sind die drei Grade, nach denen die schlesischen Protestanten entsprechend
den staatsrechtlichen Verschiedenheiten der Furstentumer ihre Religionsübung
halten konnten. Doch damıt verband sich die Frage, ob S1e mit den ihnen gemach-
ten Zugeständnissen zufrieden sein mußten der auf 1ne Erweıiterung ihrer
Rechte drängen konnten. Die Schlesier der etzten Meınung, wobe!l S1ie
siıch auf Art. 41 bezogen: „Und als bei diesen Traktaten viel darüber VeL-

handelt worden WAafr, in den oben genannten und den übrigen Königreichen und

57) a.a.0 1023, 27—10'

58) aa 1023, 030
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Landen der Röm.k.M und des Hauses Österreich noch mehr Religionsfreiheit
und -übung zuzulassen und na  3 D des Wiıderspruchs der kais Bevollmäch-
tigten nıcht 1NSs werden konnte, behalten die Königl. Majyestät 1in Schweden
und die Reichsstände Augsburgischer Kontftession sıch VOTL. dessentwillen auf
nächstkünftigem Reichstage oder SsONsten bei der Röm.Kaıs.Majestät ternerhin
freundschaftlich intervenıeren und demütig vorstellig werden, jedoch
unter dem Vorbehalt des nıchts desto minder fortdauernden Friedens und der
Ausschließung aller Gewalt und Feindtätigkeit“. Aus diesem Paragraphen CI-

g1bt sıch, daß niıcht die Ansıcht der protestantischen Vertragschließenden WAafr,
die Schlesier dahingehend endgültig bescheiden, daß S16 mit den Bestimmun-
SCH der SS 39 und zufrieden sein muüßten, hne die Hoffnung, mehr Rechte
der die Wiederherstellung des Vorkriegszustandes erlangen. Vielmehr
geht AUS diesem Paragraphen, der ja mıit Genehmigung der kaiserlichen Seite
1n den Vertrag aufgenommen wurde, hervor, daß Nur ein Interimsvergleich
War und daß die Schlesier siıch mıiıt den darin festgelegten Rechten solange be
gnugen mußten, bis die daran interessierten Könige un Fürsten ihnen mehr
Freiheiten verschafften. Freilich handelt siıch bei CO 41 ine einseltige Er-
klärung, die WwWwar die protestantischen Fürsten spateren Interventionen be
rechtigte, für den Kaıiser jedoch keine Verpflichtung spateren Zugeständnis-
SCmM bedeutete und die offenbar DUr deshalb zustandekam, weil uch der Kalser
unter dem Druck stand, die Friedensverhandlungen nıcht scheitern lassen.
W ıe mitunter die Gegensäatze aufeinanderprallten, schildert Samuel Puten
dorf 1in seinem Kommentar de rebus SuUECICIS: Man konnte sıch SCN der kal
serlichen Erblande nıcht einıgen, da die kaiserliche Gesandtschaft immerzu rief,
der Kaiser wolle her über alldem untergehen, als sich CN seiner Untertanen
Gesetze vorschreiben lassen. Er begehre weder die gegenwärtigen staatsrecht-
lichen Verhältnisse des Königreichs Schweden noch der deutschen Reichsstände

andern. Das Gleiche erwarte VO der Königıin. Am wenigsten dürften
die Reichsstände begehren, da Ss1e alle das gleiche Recht über ihre Untertanen
hätten. Wollten s1e dem Hause Österreich hierin etwas votschreiben, wüurde
geringeren Rechtes sein als der geringste Reichsstand, doch SONS VOL
allen Fursten den Vorrang habe. Trautmannsdorff soll darüber einmal mit
Uxenstjerna derart usammengeraten se1in, daß s1e „Zanz außer sıch dreimal
VO:  - ihren Sesseln aufgesprungen, die Rede abgebrochen und sıch wieder nieder-
gesetzt haben“ 59)
In Art SS Z wird als Stichtag für die Wiederherstellung der den Pro-
testanten entrissenen Besitzungen der Januar 1624 festgesetzt (Normaljahr).
Hıerzu bestimmt Art HS 1St beliebt worden, daß diejenigen der der
Augsburgischen Konfession zugetanen Untertanen der Katholiken WwI1e€e uch die
katholischen Untertanen der Protestanten Augsburgischen Bekenntnisses, die
1mM Jahre 1624 die öffentliche oder private Religionsübung keiner eıit des

59) a.a.0© 030/1
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Jahres besaßen, ferner diejenigen, die nach Publiıkation des Friedensvertrages in
künftiger eit ine andere Religion als die des Landesherren üben, geduldet
werden sollen un! mit freiem Gewissen 1n iıhren Häusern hne Inquisition und
Störung sıch der Religionsubung wiıdmen dürfen. Auch dürfen s1e 1n der Nach
barschaft, oft und ıhnen eliebt, der öffentlichen Religionsubung bei
wohnen oder ihre Kinder fremden, ihrer Religion zugetanen Schulen der
Hause Privatlehrern hne Verhinderung Zur Unterweisung geben. Im übrigen
sollen dergleichen Landsassen, V asallen und Untertanen ihr mt mıit gebüh-
render Unterordnung verrichten und keinen Verwirrungen Anlaß geben“ 60)

Neben dem ungehinderten Gottesdienst 1N den Nachbarterritorien wWAar Iso CI-

laubt, uch Hause Andachten abzuhalten und die Kıinder durch Privatlehrer
erziehen lassen. SIN ist Iso ine Schutzbestimmung ine heimliche
der öffentliche Rekatholisierung und die Verletzung der Gewissensfrei-
heıit uch 1n den Ländern, den Untertanen 1624 auf Grund des landesherrt-
lichen Rechtes, die Religion seines Landes bestimmen, keine öffentliche der
private Bekenntnisübung zustand.

Der „geistliche Vorbehalt“, wonach katholische Geistliche, die Z Protestan-
tismus übertraten, ihre Stellen aufgeben mußten, wurde auf die Protestanten
ausgedehnt, wOomıit die Gleichberechtigung uch 1N dieser Hıinsıicht hergestellt
wurde (Art SS f3 Der Art trug dem Grundgedanken Rechnung, daß
Nur die völlige Gleichberechtigung der Bekenntnisse einen dauetrnden relig1ösen
Frieden sichern konnte. W as dem einen rtecht ist, sollte dem andern billig se1in.
Leider wWAar der Grundsatz der Gleichberechtigung adurch wesentlıch einge-
schränkt, daß NUur für die unmittelbaren Reichsstände galt und nıcht uch für
die mittelbaren (z die kaiserlichen Erblande) un! die Untertanen.

Daß der Grundsatz der konfessionellen Gleichberechtigung überhaupt durchge-
wurde, geschah den W iderstand der Kreıise, die bis zuletzt entschlos-

senmn IK den Krieg solange fortsetzen lassen, b1s s1e iıhr el erreicht hat
ten, den deutschen Protestantismus beseitigen oder, Ww1e INa damals
nannte, die „Reformation“ durchzuführen, womit INnan seit Anfang des Jahr
hunderts 1in Übernahme des protestantischen Begriffs meınte, die Protestanten
wieder Zur katholischen ehre zurückzuführen 61) Die Jesuiten, die die Be-
mühungen, durch Zugeständnisse die Protestanten das Friedenswerk
standezubringen, als einen „sündhaften Ofrsatz“ un die Zugeständnisse selbst
als „ruchlos“ und „abscheulich“ empfanden 62) hatten siıch durch ihren Kampf

jede Nachgiebigkeit gegenüber den Protestanten, den S1C uch publizistisch
60) a.a.0O 1029/30.
61) IThomasius bei Lehmannus 016

62) Sugenheim
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durchführten, unbeliebt gemacht, daß Mecklenburg, Sachsen-Lauenburg, An
halt und das Grafenkollegium der Wetterau während der Verhandlungen auf
ihre Verbannung aUuS dem Reich drangen, weil s16e, ebenso WwI1e uch der franzöÖö-
sische Oberkommandierende ufenne 63) in ihnen die Hauptstörer des Friedens-
werkes erblickten. Es se1 kein aufrichtiger Friede zwischen den Bekenntnissen 1in
Deutschland möglıch, wenn ein Orden unverhohlen lehre, daß Traktate, die mit
Fürsten und Völkern geschlossen würden, die den Papst nıcht anerkennen, für
die Söhne der alleinseligmachenden Kırche nıcht bindend seien 64) Die Jesuiten-
uniıversität Dillingen WAar uch der publizistische Mittelpunkt der unnachgtebi-
SCNMN Rıchtung, die den Krieg bis ZU gegenreformatorischen Erfolg fortsetzen
wollte. Mitglied W angnereck nannte gottgefällig, den Krieg bis AA voll
ständigen Vernichtung des Protestantismus weiterzuführen. Man dürfe die
Schrecken eines derartigen Krieges nıcht scheuen 65) Eıne ihrer Hauptzielschei-
ben War daher Trautmannsdorff, dem ach den 1in den etzten Jahren über
ÖOsterreich hereingebrochenen milıtärischen Schicksalschlägen gelungen WAal, den
Katiser überzeugen, daß Z)uFr Erlangung des Friedens weıit grOößere religiöse
Zugeständnisse erforderlich sei1en. Daher ging 1898028  — den kaiserlichen Beichtvater
Gans darum a  9 be1 Ferdinand I: die Abberrufung Trautmannsdortffs eI-
wirken 66) daß dieser schließlich, der ıhm auf kaiserlicher Seite begegnenden
W ıderstände müde, 1M Juli 1647 zurücktrat 67) Auch sein Nachfolger Volmar
muüßte sıch den radikalen gegenrteformatorischen Tendenzen entgegenstellen.
Aber nıcht Nur 1n VWıen, sondern allen katholischen Höten bemühte sıch der
Orden, die Entscheidungen 1in seinem Sinne beeinflussen. Zu den Vertretern
des folgerichtigen Glaubenskrieges gehörte weıterhin die katholisch-extremisti-
sche Parte1i unter dem Bischof VO  3 Osnabrück, der viele kleine geistliche
Reichsstände gehörten und die durch ihre Stimmenzahl innerhalb der atholi
schen Vertretungen oft den Ausschlag gaben 68) Schließlich gehörte dazu noch
die vatıkanısch-spanische Parte1 unter dem päpstlichen Nuntius Chig1, dem spa
teren Papst Alexander NAdG der in unster als Vermittler zwischen Frankreich
und dem Kaiser wirkte, aneben ber die unversöhnlichen Gruppen ermutigte
und mit iıhnen dafür sorgte, daß die Verhandlungen unergiebig und schleppend
verliefen 69)
Es ist auf katholischer Seite hauptsäc)  ch Maximilian VO: Bayern, der als
Vermiuttler wiıder W ıllen 1n die Fußstapfen TITrautmannsdorffs trat und unter
französıschem Dmck maßgeblich Z Vertragsschluß beitrug, nachdem uch

63) Kopp/Schulte
64) olf 149/50, Sugenheim 107 Kopp/Schulte 65/6
65) Kopp/Schulte /66.

ugenheim 103, 106, 107
67) Kopp/Schulte 67, ö1, Sugenheim 100

Kopp/Schulte 66
69) Kopp/Schulte 60, 66, 67, 80/1
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als Anhänger der Gegenreformation und muıt Rücksicht auf Spanıen,
das bei einem Friedensschluß siıch der französischen Macht gegenübersah,

einem Aufschub des Friedensschlusses interessiert BEWESCH W  H Als Frank-
reich jedoch seine Kriegsziele erreicht hatte, war ıhm einem aldıgen Frie-
densschluß ebenso elegen, w1Ie ıh: früuher verzogert hatte, und sah dazu
kein geeigneteres Mittel, als seinen alten Bundesgenossen Bayern ZuUur Friedens-
willigkeit zwingen. Daher erhielt ufrenne den Befehl mit Wrangel 1in Bay
ern einzufallen. Marz 1647 sah sich Maxımilian CZWUNSCIH, mıit den
beiden Mächten den W affenstillstand VO'  = Ulm schließen, W 4S Wrangel
ermöglichte, erneut in Böhmen einzufallen Wohl gelang der über den Abhbfall
erbitterten kaiserlichen Seite, mit Hilfe der jesuıtischen Parte1 den Oberbefehls-
haber der bayrıschen Truppen Johann VO  m Werth Z Übertritt 1iNs kaiserliche
Heer veranlassen, während dies be1 den Truppen durch die Eidestreue einiıger
protestantischer Obersten NUur teilweise gelang, und September 1647 kun
digte der erzog den W affenstillstand. Seine Gesandten auf dem Friedens-
kongreß artbeiteten ber weiter für einen Abschluß der Verhandlungen, un als
der Kriegsschrecken erneut über se1in verwustetes Land hereinbrach, die Schwe-
den die Kleinseite VO Prag einnahmen un das bayrische Heer unter Melander
VON urenne und Wrangel vollkommen geschlagen wurde, bot der Furst alles
auf. die Vertreter der katholischen Seite ZU Friedensschluß drängen 70)

Frankreich hatte auf diplomatischem un kriegerischem Wege die deutsche
Zwietracht auszunutzen verstanden. Als katholisches and hatte sıch 2A2us

machtpolitischen Erwagungen schließlich mit der protestantischen Seıite VE -

bündet, W 4> aber Mazatın nıcht hinderte, Je ach der Lage des Augenblicks
uch mit den Katholiken paktieren und den größtmöglichen Nutzen aus

dem Kriegsverlauf und der Verworrenheit der inneren deutschen Spaltung
ziehen. Dies wWwWAar umso leichter, als auf dem Friedenskongreß nıcht das Reich
als Verhandlungspartner auftrat, sondern saämtliche Reichsstände als Teilneh-
INer zugelassen $ VO  3 denen jeder seine besonderen Ziele verfolgte, und
Frankreich hatte nıcht NUuUr durch die Kunst der Diplomatie, sondern uch
durch Bestechung, wofür alleın 1m Dezember 1645 100 000 Livres nach unster
gingen, verstanden, siıch unter den Verhandlungsteilnehmern Einfiuß VE -

schaiien 71) Da 1in diesem Rıngen die Glaubensfrage in Deutschland den Vor-
rang besaß und die Reichsstände allein schon durch ihre konfessionellen Sonder-
interessen voll in Anspruch N  9 konnte Frankreich ebenso wI1Ie
Schweden seine territorialen Ansprüche verwirklichen.

Dıie offnung der Katholiken, 1imM katholischen Frankreich einen Verbündeten
für die Rekatholisierung des Reiches gewıinnen, hat, wIie die französi-

70) ugenheim 110—119, Winter
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sche Gesandtschaft in unster ihrer Regierung berichtete, iıhre Nachgiebigkeit
gegenüber den französischen Wünschen gefördert, und da den Verfechtern

der Gegenreformation, denen uch der Kaiser zählte, leichter fiel, altes deut-
sches Reichsgebiet und habsburgischen Hausbesitz Frankreich abzutreten, als
den Protestanten Zugeständnisse machen, hatte Frankreich leichtes ple.
Lieber wollte INa  3 die schönsten Lande opfern, als den Protestanten Religions-
freiheit und Gleichberechtigung zuzugestehen, und da ıhnen dieser Gedanke
erträglich Wafr, hatten S1e noch 1M Frühjahr 1647 die Fortsetzung des Krıieges
beschlossen 72) Nun hat Frankreich ohl die Gegenreformation 1n den Landen
durchgeführt, die durch den Westfälischen Frieden unter seine Oberhoheit
kamen. Die Hoffnung der deutschen Extremisten, daß mit ıhnen ZuUr Unter-
drückung des deutschen Protestantismus gemeinsame Sache machen würde, CI -

_füllte aber nıcht. sondern enthielt sıch jeder Einmischung 1iN die deutschen
konfessionellen Angelegenheiten und wirkte i mäßigend auf Nuntius Chig1
ein, W 4S Maximilıan der Klage veranlaßte, daß, wenn die französische Krone
die kaiserlichen Vertreter ELtWAaS unterstutzt hätte, diese den Protestanten nıcht
den zwanzıgsten eıl des Gewährten zugestanden hätten 73) Frankreich, das
die deutsche Zwietracht erfolgreich geschürt und für sıch hatte arbeiten lassen,
wurde ZU (GGaranten des deutschen Föderalismus. Das VO:  3 ihm erreichte Ziel,
sıch Rheinufer niederzulassen, gab ihm gleichzeitig Grundlage un jJurist1-
schen Vorwand, seine Stellung linken Rheinuter auf Kosten des Reiches aUuS5-

zubauen. Andrerseits garantıierte mıiıt Schweden 1in dem konfessionell gespal
tenen Deutschland die Gleichberechtigung der drei Bekenntnisse, die jetzt
einer wichtigen Rechtsgrundlage des Reichslebens wurde un! der kaiserlichen
Gegenreformation außerhalb des habsburgischen Hausbesitzes die Rechtsgrund-
lage entzog.

Die Folgezeit sollte zeigen, daß manche Vertragsbestimmungen nıcht klar
9 1in den Erblanden den konfessionellen Frieden gewährleisten, daß,
da 1im aiserhause Gegenreformation un:! Intoleranz weiterhin regierten, uch
der relig1öse Friede 1mM Reıch keineswegs gesichert WAarfr, und daß die gegenrefor-
matorische Idee VOLr der Reichsidee weıterhin den Vorrang hatte Die konfessio-
nellen Bindungen haben das Haus absburg daran gehindert, seiner Berufung
als Hüter der Reichsinteressen voll gerecht werden.

Brachte der Vertrag uch die Gleichberechtigung der Bekenntnisse, WAar das
Normaljahr doch willkürlich gewählt, und die Bestimmungen, die die indivi-
duelle Freiheit der Religionsübung siıchern sollten, unzulänglich. W ar 1n
der Reichsverfassung die Gleichberechtigung VO.  3 Katholiken und Protestanten
uch formal festgelegt, ging die innerterritoriale Gegenreformation 1im Reich
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doch weıter, un! der verfassungsmäßig garantıerte weitgehende Föderalismus
bewahrte ZWAarTr die protestantischen TLerritorien VOL kaıiserlichen Übergriffen auf
ihre Religionsfreihelt, schwächte aber die Macht und Einheitlichkeit des Reiches,
zerbrach die Eıinheit seiner nationalen Idee un hıiınderte se1ine außenpolitische
Handlungsfähigkeıit. In Verbindung mıit den verfahrensrechtlichen Schwerfällig-
keiten bewirkte der Föderalismus, daß die Schutzstaaten der relig1Öös edrangten
Lande VO  w iıhren Interventionsrechten Nur unzulänglich Gebrauch machen konn-
ten Der unglückselige Grundsatz „Cujus reg10 eJus relig10“ sorgte 1mM böhmisch-
mährisch-öÄösterreichischen Bereich dafür, daß mMit härtesten Gesetzen und Metho-
den der Protestantismus vollends unterdrückt werden konnte, und ıhre Unduld
samkeıt hat den Habsburgern ıhren „Augapfel”, das Land Schlesien, entfremdet.

W enn gesagt wird daß mit dem Westfälischen Frieden dıe Religionskriege auf-
hörten, stimmt dies Nur insowelıt, als der offizielle Kriegsgrund gemeınt ist
Selbst der 30jährige Krıeg wurde ber offiziell nıcht als Religionskrieg begon-
NC und weltliche Machtfragen mit geistlichen verbunden, W as ber uch
1in spateren Kriegen der Fall W  H Man braucht Nur auf die Devolutionskriege,
die „Glorious Revolution“, den Siebenjährigen Krieg und die den polnischen
Teilungen vorangehenden un mit ıhnen verbundenen militärischen Konflikte
hinzuweısen, deren Entstehung un! Verlauf durch konfessionelle Faktoren mıiıt-
bestimmt wurden 74)

Dalß mıiıt dem Kriegsende noch nıcht das nde der religiösen Unruhen gekom-
len WAafr, WAar schon dadurch bedingt, daß der Vatikan das Kriegsziel] noch nıcht
als erreicht betrachtete. Der Friedensvertrag wurde die Intervention des
päpstlichen Nuntius geschlossen, dem nde der Verhandlungen Innozenz
befohlen hatte, HCN der zahlreichen Einbußen, die die Kıiırche durch die den
Ketzern gewährte Toleranz und die Sikularisation der Kirchengüter erlitt,
protestieren und die Versammlung verlassen. November 1648 wIlie-
derholte der Papst 1N der Bulle „Zelo domus De1i“” den Protest und bezeichnete
den Westfälischen Frieden als null und nıchtig, ungültig, verwerflich un! hne
jede Rechtskraft. Doch verhallte se1in Protest hne cho den Türen der
Kanzleien 75) Daß uch der Kurfürst VO]  «} Sachsen den Vertrag E
der Gleichberechtigung der Reformierten protestierte 76) zeigt die hoffnungslose
Verwirrung 1n der evangelischen Theologie, die auf Grund ihres weltlichen Eın
flusses den Reichsinteressen schwersten Abbruch hat

Eıne der wichtigsten allgemeinen Bestimmungen ist jedoch allen Verhandlungs-
teilnehmern zugutezuhalten: die 1in Art I1 bzw. der erträge VO  - Osnabrück

74) The Cambridge Modern History
75) Larousse 316/17, The Cambridge Mod Hist 415
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bzw unster festgelegte allgemeine Amnestie. Dahach sollte „alles dessen
beiderseits, w 4S VO  3 Anfang dieser Kriegsempörungen a se1 Orten und
auf welche W eise WwI1e wolle, feindlich vVOrsScHaNSCH, gänzlich und
ewigen Zeıten nımmer gedacht werden“. AÄAus keiner Ursache un! keinem Vor-
wand csollte gestattet se1in, jemand etwA4s Nachteiliges betreffend Personen,
Stand, (Juter und Sıcherheit heimlich der öffentlich, direkt der indirekt unter
dem Schein des Rechtes oder durch Gewalt 1M Heil.Röm.Reich der irgendwo
außerhalb desselben, ungeachtet aller vorher geschlossenen entgegenstehenden
Verträge, zuzufügen der zufügen lassen. Vielmehr sollten alle und jede
wohl VOT dem Krieg als während desselben mıit Worten, Schriften und Tätlıch-
keiten zugefügte Injurien, Gewalttaten und Schäden ergestalt un!| gänzlich
tilgt sein „daß alles dasjenige, W 24S solchermaßen ein Teıl den andern
suchen rpöchte, in Ewigkeit VELDESSCH und begraben se1  :

Dr Georg aeckel
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